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Vinzenz Rfittimann 


und die luzernische Kirchenpolitik 

in der 

Mediations- und Restaurationszeit . 1 

Von Hans DOMMANN. 


I. Wessenbergisches Konkordat. 

In der Mediationsperiode beschäftigte sich die luzernische Kirchen¬ 
politik und auch Schultheiß und Landammann Vinzenz Rüttimann 
am intensivsten mit der Übereinkunft zwischen Luzern und dem Bischof 


1 Aus der im «Geschichtsfreund-, Bd. 77, 1922 erscheinenden Biographie: 
« Vinzenz Rüttimann, Schultheiß des Kantons Luzern, Landammann der Schweiz 
(1769-1844), Ein Lebens- und Zeitbild » : — Rüttimann entstammte einer jüngem 
aristokratischen Luzemerfamilie. Er erhielt seine Bildung durch Privatunter¬ 
richt, dann am Kollegium in Kolmar und erweiterte sie auf einer langem Ausland¬ 
reise, 1791 kam er in den Großen Rat von Luzern, 1794 in den Kleinen Rat. Als 
begeisterter Freund der Aufklärungsideen half er bei der Begründung und beim 
Ausbau des Einheitstaates in seinem Kanton als Regierungsstatthalter mit. Den 
Gewalttaten der Franzosen trat er mit Entschiedenheit entgegen. In den Partei¬ 
kämpfen der Helvetik stellte er sich stets auf die Seite der « Republikaner» oder 
« Unitarier». Durch diese wurde er nach der Umwälzung vom 7. August 1800 als Voll¬ 
ziehungsrat nach Bern berufen. Beim föderalistischen Oktober-Staatsstreich 1801 
opponierte er und tj-at zurück, wurde aber schon im Januar 1802 durch Vermitt¬ 
lung Napoleons mit 5 andern Unitariem wieder in die oberste Vollziehungsbehörde 
aufgenommen. Als Vertreter des Senats ging er an Mie Consulta in Paris, kam 
aber dort nicht zu bedeutendem Einfluß. — Während der ganzen Mediationszeit be¬ 
kleidete Rüttimann das Schultheißenamt in Luzern und hatte als biegsamer Ver¬ 
treter der städtisch-aristokratischen Opposition im Kleinen Rate einen schwierigen 
Stand. 1808 wurde er Landammann der Schweiz. Neben dem Werbewesen und 
ausländischen Staatsverträgen machte ihm am Ende seines Amtsjahres der Konflikt 
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von Konstanz und mit der Affäre wegen der Rechnungsablage des 
Klosters St. Urban unter Abt Karl Ambros Glutz. Beide Angelegen¬ 
heiten zogen weite Kreise und erregten Aufsehen über die Schweizer¬ 
grenzen hinaus, hauptsächlich wegen ihrer grundsätzlich kirchenpoli¬ 
tischen Bedeutung. 

Es soll hier nur das Wesentliche herausgegriffen werden. 1 Vorerst 


mit seiner eigenen Regierung wegen der St. Urban- und Mousson-Affäre am 
meisten Sorge. Die vorliegende Abhandlung geht darauf näher ein. Beim Sturze 
Napoleons sicherte er sich als Hauptbeteiligter am aristokratischen Staatsstreich 
vom 16. Februar 1814 mit Gewalt den maßgebenden Einfluß. Unter dem neuen 
Regiment der liberalen Patrizier bekleidete er bis 1831 die Schultheißenwürde 
und vertrat seinen Stand oft an den Tagsatzungen, zu deren einflußreichsten Mit¬ 
gliedern er gehörte. In diese Zeit fällt die eifrigste Teilnahme Rüttimanns an der 
Kirchenpolitik. Da er sich immer mehr dem aristokratisch-konservativen Stand¬ 
punkte näherte, wurde er durch die Liberalen 1831 verdrängt. Er schloß sich 
in der Folge im Großen Rate der entschiedenen Opposition an. Auch nach der 
konservativen Umgestaltung von 1841 blieb er Großratsmitglied, neigte aber 
wieder mehr zur liberalen Opposition. 1844 starb er. Seine Bedeutung lag nament¬ 
lich in der Zeit der Mediation und Restauration. Er war ein gewandter Staats¬ 
mann mit vorzüglichen Geistesgaben. Seine Hauptstärke lag in der Anpassung 
an die jeweiligen politischen Umstände. Er hat sich darum nicht ohne Grund den 
Vorwurf allzugroßer Biegsamkeit, ja der Charakterlosigkeit zugezogen. Man wird 
diese Opportunitätspolitik, welche die josephinistischen. aufklärerischen Eierschalen 
nicht abstreifen konnte, auch in den folgenden Darlegungen erkennen. Diese 
wollen als Ausschnitt aus einem Lebensbilde nicht erschöpfend sein. Doch ist der 
Rahmen der Zeitereignisse zum bessern Verständnisse hier etwas erweitert worden. 

1 Als Quellen kommen für diese Darstellung hauptsächlich in Betracht : 
Im Staatsarchiv Luzern (St. A. L.), Fach IX, Fase. 17, Konkordate mit dem 
Bischof von Konstanz; Fach XII, Fase. 34, Kloster St. Urban, Verwaltung, 
Rechnungsstreit mit Abt Glutz .... Fach IX, Fase. 2, 3, 4, Bistumsangelegenheit ; 
Fach IX, Fase. 5, Gesandtschaft der Stände Bern und Luzern nach Rom (mit 
aufschlußreichen Briefen Rüttimanns an Schultheiß Amrhyn) und die einschlägigen 
Protokolle und Tagsatzungsakten, besonders die von 1817. Daneben das Korre¬ 
spondenzprotokoll des Landammanns (K. P. d. La.), Band 67, im Bundesarchiv 
Bern (B. A. B.) ; aus der Bürgerbibliothek Luzern (B. B. L.) : Materialien zur 
Geschichte der Errichtung des neuen Bistums Basel, 1814-1830, von Dr. Cas. Pfyffer. 
M. 223. Vereinzelte persönliche Aufschlüsse geben auch die Briefe der Frau Rütti- 
mann und namentlich die ihres Bruders, des Staatssäckelmeisters Fr. B. Meyer 
an Usteri, in der Centralbibliothek Zürich (C. B. Z.), sowie einzelne Briefe aus 
Privatarchiven. — An gedruckten Quellen und an Literatur wurden hier haupt¬ 
sächlich benützt: « Faktische Darstellung über die Unterhandlungen des Kantons 
Luzern mit Sr. Heiligkeit Pius VII., römischen Papst», Luzern 180S ; « Überein¬ 
kunft in Geistlichen Dingen, abgeschlossen zwischen dem hochwürdigsten Fürst- 
Bischof von Konstanz und der Regierung des Kts. Luzern im Jahr 1806 », Luzern 
1807; «Dokumentierte Darstellung der jüngsten Vorfälle im Gotteshause 

St. Urban_», Luzern 1809 und « Fortsetzung der Dokumentierten Darstellung 

.— », Luzern 1809. — Cas . Pfyffer , «Geschichte des Kts. Luzern», Bd. II. 
Luzern 1852. Oechsli. «Geschichte der Schweiz im neunzehnten Jahrhundert», 2 Bde 
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einige historische und grundsätzliche Feststellungen, die uns das 
Urteil über die folgenden Vorkommnisse und Meinungsäußerungen 
erleichtern. In beiden Angelegenheiten, wie auch in den spätem Bistums¬ 
verhandlungen, beriefen sich die Regierungsakten immer wieder auf 
die « kirchlichen Rechte und Freiheiten », die von den Vätern erworben 
worden seien, und die man nicht preisgeben könne. Demgegenüber 
muß vorerst gesagt werden, daß die katholischen Orte die Dekrete 
des Konzils von Trient in ihrer Gesamtheit — also sowohl die dogma¬ 
tischen als die disziplinarischen — ausdrücklich anerkannt haben. 
Kraft der gottgewollten Unabhängigkeit der Kirche, deren Gesetze 
nicht von der staatlichen Genehmigung abhängen, wären übrigens 
die Disziplinarverordnungen auch dann bindend gewesen, wenn ihnen 
die staatlichen Behörden oder das Vplk die Anerkennung versagt 
hätten. Erst in der zweiten Hälfte des 17. und im 18. Jahrhundert 
fing das neuaufsprießende gallikanisch beeinflußte Staatskirchentum 
an, die Rechtskraft der Disziplinardekrete für die Schweiz zu verneinen. 

Die grundsätzliche Anerkennung hat übrigens Mißbräuche nicht 
ausgeschlossen. Viele der oft angerufenen «Rechte» bestanden als 
alte Gewohnheiten fort;'einige wurden durch den Vertrag mit dem 
Bischof von Konstanz 1605 fixiert, so das Kollaturrecht, die Ablage 
der Kirchenrechnungen usw. Als hauptsächliche «Rechte», welche 
die Luzerner Regierungen auch nach dem Tridentinum beanspruchten, 
kommen hier in Betracht: die Kollatur der Pfründen durch Laien ; 
obrigkeitliche Kontrolle der Verwaltungen von Stiften, Klöstern und 
Pfarreien durch Rechnungsabnahme; Landessteuem auf geistliche 
Einkünfte ; «Zoll und Auflagen an Hausrat und Früchte der Geist¬ 
lichen »; Bezug des Ehrschatzes bei Besetzung der Pfründen usw. 
Bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens hatte das Konzil 
(sess. 22, cap. 9 de ref.) verordnet, daß geistliche und weltliche Ver¬ 
walter von Kirchenkassen, Spitälern, Bruderschaften und andern 
frommen Stiftungen dem Bischof jährlich Rechenschaft ablegen sollen ; 
alle gegenteiligen Privilegien und Gewohnheiten seien aufgehoben. 
Das Konkordat des Bischofs von Konstanz mit Luzern (1605) 


Leipzig 1903, 1913. Segmüller P. Frid., «Blätter aus der Kirchengeschichte der 
Schweiz zur Zeit der Mediation und Restauration », Jahresberichte Einsiedeln, 
1896-97 ; Kothing Martin, « Die Bistumsverhandlungen der schweizerisch-konstan- 
zischen Diözesanstände von 1803-1862 », Schwyz 1863 ; Segesser Ph. A., « Vinzenz 
Rüttimann », Sammlung kleiner Schriften, II, Bern 1879; B. Fleischlin, «Fr. B. 
Göldlin von Tiefenau », Monat-Rosen, XXI, 1877. 
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bestimmte, daß die Kirchenrechnungen im Beisein des Kommissars 
oder seines Vertreters nach der obrigkeitlichen Ordnung abgenommen 
werden sollen, in Gegenwart des Ratsdeputierten — als Kastvögten 
— und der Kollatoren. Allfällige Überschüsse sollen sofort wieder zu 
Gunsten der Kirche oder Pfrund angelegt werden. Nuntius Paravicini 
verlangte 1589 auf einer Konferenz der V Orte die Abschaffung der 
Rechnungsablagen der Klöster ; nur bei schlechter Verwaltung sollen 
die katholischen Orte Einsicht verlangen dürfen. Schon sein Vorgänger 
Santonio hatte mehrere Begehren Luzerns in kirchlichen Dingen 
abgewiesen. Namentlich verweigerte er die Zustimmung zur Bestrafung 
der Priester durch die staatlichen Behörden, weil sie durchaus gegen 
die Kirchengesetze verstoße. Er bezeichnete den Einzug des Ehrschatzes 
durch die Regierung bei der Verleihung von Pfründen als Simonie. 
Wegen Besteuerung des Chorherrenstiftes im Hof kam es 1587 zu 
einem heftigen Konflikt. — Der Luzemer Rat vereinbarte anderseits 
1592 mit dem Bischof von Konstanz, daß die kanonisch eingesetzten 
Pfarrer durch die weltliche Obrigkeit nicht wieder von ihren Stellen 
entfernt werden können. Die Übereinkunft von 1605 überließ die 
Bestrafung geistlicher Personen und die Gerichtsbarkeit über Kirchen 
und geistliche Dinge dem Bischof oder seinem Kommissar. 

Die Errichtung eines Priesterseminars — ern Hauptmoment in 
den Verhandlungen von 1805-1806 — wurde von den V Orten unter 
Luzerns Führung schon Ende des 16. und am Anfang des 17. Jahr¬ 
hunderts erstrebt. Der um die Gegenreformation hochverdiente Nuntius 
Bonhomini verwendete sich 1589 dafür bei der Kurie. Als Orte kamen 
in Betracht: Freiburg und Luzern. Doch die Verhandlungen führten 
zu keinem positiven Resultate, und so unterblieb die Einrichtung. 1 

Im Zusammenhang mit der großen Kirchenreform, an deren Durch¬ 
führung die Luzemer Regierung tätigen Anteil nahm, erstarkte das 
staatskirchliche Bewußtsein und äußerte sich in manchem Eingriff in 
kirchliche Angelegenheiten. Damit stehen auch Pläne in Verbindung, 
die wir beim Diözesangeschäft streifen werden. Das 18. Jahrhundert 
stärkte dieses Staatskirchentum durch die Nachwirkungen des Galli- 


1 Über die grundsätzlichen, kirchenrechtlichen Fragen und Entwicklungen 
vergl. J. G. Mayer, « Das Konzil von Trient und die Gegenreformation in der 
Schweiz », 2 Bde. Stans 1901, I, 301 ff. II, 45, 100 ff. Segesser, 0 Rechtsgeschichte 

_ », Bd. IV, 435 ff., 488 ff. Über das neue Kirchenrecht vergl. u. a. Stutz: 

« Der Geist des Codex iuris canonici». Kap. II, « Neues im Codex» und Kap. IV', 
«Der Codex und der Staat». Stuttgart, 1918. 
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kanismus, namentlich durch den Josephinismus und die revolutionären 
Aufklärungsideen. Den typischen Ausdruck und eigentüchen Kanon 
fand die liberale Luzemer Aristokratie für ihre Kirchenpolitik in der 
bekannten Schrift Felix Balthasars : «De Helvetiorum iuribus circa 
sacra. » (1768.) 1 — Die Stürme der Revolution lieferten die kirchen¬ 
politischen Angelegenheiten ganz dem helvetischen Einheitsstaate aus. 
Die Folgen zeigten sich noch lange und wirkten namentlich in der 
Angelegenheiten, von denen hier zu reden ist, noch nach. 

• Durch die Mediationsakte wurde den Klöstern ihr Eigentum 
zurückgegeben. 2 Auf die Initiative Uris bestimmte die Tagsatzung 
am 27. August 1803, daß den Klöstern mit den Gütern auch deren 
Genuß und die Selbstverwaltung einzuräumen sei. Doch behielten 
sich die Regierungen genaue Aufsicht vor und wollten vom Ver¬ 
mögenszustande Kenntnis haben, sich jährlich Rechnung geben lassen, 
die « Entfremdung des Eigentums» verhindern und die Klöster zum 
Mittragen der öffentlichen Lasten anhalten. Luzern hatte besonders 
auf diese Vorbehalte gedrungen. 3 Am 24. Juli 1804 erklärte die Tag¬ 
satzung noch, « daß kein geistliches, kirchliches und klösterliches Gut 
zu einem fremdartigen Zwecke, sondern bloß zu Anstalten der Religion 
und Erziehung verwendet werden solle. » Die katholischen Orte ver¬ 
einbarten in ihrer Konferenz vom 25. Juli 1804, daß Klöster nur 
infolge eines mit dem päpstlichen Stuhle abzuschließenden Konkor¬ 
dates aufgehoben werden können ; die Novizenaufnahme solle durch 
keine Maßnahmen beschränkt werden, welche die Fortdauer des 
Klosters gefährden könnten. Diese Grundsätze seien auf alle diejenigen 
Klöster anzuwenden, die sich dem Staate und der Gesellschaft auf 
eine dem Geiste ihrer Stiftung angemessene Weise gemeinnützig 
machen. 4 Auch Luzern nahm diese Grundsätze an. Es behielt sich 
aber seine Souveränitätsrechte und einen mit dem Heiligen Stuhle 
abzuschließenden Vertrag in dieser Angelegenheit vor. 

Wir müssen unter den grundsätzlichen und geschichtlichen Vor- 

1 Der Bischof von Konstanz stellte wegen der st'aatskirchlichen Tendenz 
dieses Werkes die Forderung, es zu verbieten. Luzern und andere Orte aber unter¬ 
stützten die Schrift, die in Geistlichkeit und Volk große Erregung verursachte. 

* Art. 1 des Nachtrags : « Die Güter, die vormals den Klöstern zugehörten, 
sollen ihnen wieder zugestellt werden, sei es, daß diese Güter in dem nämlichen 
oder in einem andern Kanton gelegen seien. » 

3 Repertorium der Eidg. Abschiede, 1803-1813, p. 147 ff. Vgl. auch Seg - 
müller, a. a. O., p. 7 ff. 

4 Repertorium der Eidg. Abschiede, 1803-1813, p. 149. 
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aussetzungen noch als ein Hauptmoment die romfeindliche Bewegung 
in kirchlichen Kreisen selbst erwähnen, die den freigeistigen Konstanzer 
Generalvikar Heinrich v. Wessenberg als Mittelpunkt hatte. Neben 
manchem Guten suchte dieser mit allerlei Reformen eine Lockerung 
des Bandes mit Rom zu bewirken und seine freigeistigen Ideen in die 
kirchliche Organisation und Liturgie zu tragen. Er wußte namentlich 
unter der jüngem Geistlichkeit und vor allem in den josephinistischen 
Regierungskreisen freudige Anhängerschaft zu gewinnen. In Luzern 
wirkte der freigeistige Stadtpfarrer Thaddäus Müller in seinem Sinne, 
und die regierende liberale Bauernpartei, wie die liberalen Aristokraten 
standen ihm treu zur Seite, um ihre Regierungsgewalt auch auf kirch¬ 
lichem Gebiete «traditionsgemäß» zur Geltung zu bringen. 1 Der 
ebenso febronianisch gesinnte, schwache Bischof von Konstanz, Karl 
Theodor v. Dalberg, erteilte dem ganzen Vorgehen seine Genehmigung. 

Schon 1802 begannen Verhandlungen zwischen dem von der 
Regierung beauftragten Stadtpfarrer Th. Müller und Wessenberg. 
Der Zeitgeist und die kirchenfeindliche Politik des Protektors Napoleon 
schienen für staatskirchliche Übereinkünfte günstig und sollten aus¬ 
genützt werden. Auf den päpstlichen Vertreter, den Nuntius Testa- 
ferrata, wurde keine Rücksicht genommen ; er sollte von den Verhand¬ 
lungen nichts wissen. Das Produkt der Unterhandlungen, in denen 
der Bischof von Konstanz mehrere Konzessionen machen mußte, 
war die « Übereinkunft in Geistlichen Dingen » vom 19. Februar 1806. 2 
Heben wir wegen seiner Bedeutung für die darzustellenden Ereignisse 
kurz das Charakteristische daraus hervor: 

Der 1. Abschnitt bestimmt die Errichtung eines Seminars oder 
Priesterhauses, seine Einrichtung und seinen Unterhalt. Mit dem Ein¬ 
verständnis des Nuntius sollte es in Werthenstein seinen Sitz haben. 
Alle Geistlichen, die im Kanton Luzern ein Benefizium erlangen wollen, 
müssen ihre theologischen Studien (mindestens in Dogmatik, Moral, 
Pastoral und Kirchenrecht) entweder drei Jahre auf einer öffentlichen 
Schule oder zwei Jahre auf einer solchen und ein Jahr im Priesterhause 
absolvieren, in beiden Fällen aber wenigstens ein Jahr praktische 

1 Vgl. Segmüller , a. a. O., p. 12 fl. «Romfeindliche Strömungen; Wessen- 
bergianismus.» Th. Müller an Stapfer, 8. Dezember 1802 :«.... Möge doch den 
Ultramontanen kein mächtiger Einflnß in Helvetien .... gestattet werden! 

Möge mehrere Gewalt in die Hände der Bischöfe gelegt-werden. Mögen 

römische Agenten nicht ungehindert und verdeckt, ohne der Regierung verant¬ 
wortlich zu sein, ihr Spiel treiben dürfen .... » Pol. Jb. XX, 1906. 

2 St. A. L., Fach IX, Fase. 17. — Auch gedruckt. 
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Seelsorge erlernen und üben. Aufnahmeprüfungen unter dem Vorsitz 
des bischöflichen Kommissars werden bestimmt. Die innere Einrich¬ 
tung ist Sache des Bischofs. Regens und Subregens sind in der 
«zeitlichen » Verwaltung der Regierung verantwortlich und legen ihr 
jährlich Rechnung ab. Der 2. Abschnitt bestimmt als Versorgungsort 
verdienter alter Seelsorger das Kollegiatstift Beromünster. Für zwei 
Kanonikate wird dem Kleinen Rate das unbedingte Wahlrecht zu¬ 
gestanden. Der Leutpriester von Sempach hat auf eine Ruhepfründe 
am Stift St. Leodegar in Luzern Anspruch. Die geistlichen Professoren 
der hohem Schulen können die sieben ersten Kanonikate an diesem 
Stift besetzen. Der 3. Abschnitt will für die bessere Besoldung der 
öffentlichen Lehrer an den höhern Schulen und ihre Versorgung im 
Alter sorgen. Diese sollen zu diesem Zwecke, wie schon erwähnt, 
mit ihrer Professur ein Kanonikat am Stift im Hof erhalten. Der 
Jahresgehalt wird auf 1400 Schweizerf ranken und eine jährliche Zulage 
von 200 Fr. festgesetzt. Die Gelder kommen aus dem Schulfonds 
und aus den Kanonikaten. Die Wohnung der Professoren in den 
Stiftshäusem wird vom Stift bezahlt. Für Ernennung und Besitznahme 
entrichten sie den gewöhnlichen Kanon und andere Gebühren. Der 
Kleine Rat ernennt die Professoren ; auch hat er daneben unbedingt 
das Besatzungsrecht auf eine Chorherrenpfründe. Die Professoren 
der untern Stufe haben im Alter Anspruch auf Versorgung im Priester¬ 
hause oder anderswo. Der 4. Abschnitt bestimmt die Abrundung 
der Pfarreien und Landkapitel. Den Ämtern gemäß sollen künftig 
fünf geistliche Kapitel im Kanton bestehen. Die Errichtung neuer 
Pfarreien soll (nach dem 5. Abschnitt) erst bei genügender finanzieller 
Grundlage und mit Rücksicht auf die Mutterkirchen erfolgen. Die 
Versetzung und Veränderung einiger Benefizien im Bedürfnisfalle wird 
einer besondem Übereinkunft Vorbehalten (6. Abschnitt). Im 7. Ab¬ 
schnitt wird den vor der Mediationsverfassung angestellten Geistlichen 
ihr ganzes Pfrundeinkommen zugesichert. Doch sind sie verpflichtet, 
daraus zur Unterstützung ärmerer Pfründen und zur Erhaltung des 
Seminars und anderer geistlicher Anstalten j ährlich einen entsprechenden 
Beitrag an die Geistliche Kasse zu geben. Der Kleine Rat stellt die 
Beiträge fest, mit Genehmigung des Bischofs. Alle seit 1803 angestellten 
Geistlichen beziehen ein angemessenes Jahreseinkommen. Zu diesem 
Zwecke werden die Pfarreien in drei Klassen eingeteilt: Maßstab dabei 
sind Umfang und Bevölkerung der Pfarrei und die damit verbundenen 
Seelsorgebeschwerden. Die Besoldung für die erste Klasse wird auf 
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1,600 bis 2,000 Fr., für die zweite auf 1,200 bis 1,600 Fr. und für die 
dritte auf 1,000 bis 1,200 Fr. festgesetzt. Wenn das Pfrundeinkommen 
und der Ertrag des Pfrundlandes größer ist als die festgesetzte 
Besoldung, ist der Überschuß jährlich an die Geistliche Kasse abzu- 
liefem. Auch die Art der Kapitalanlegung wird genau bestimmt. 
Die Kantonsregierung wird das Pfrundeinkommen den Abgaben und 
Steuern unterwerfen und nach dem allgemeinen Steuermaßstabe 
behandeln. Abschnitt 8 bestimmt, daß künftig kein Priester mehr 
ein Benefizium erhalte, der nicht die vorgeschriebene Zeit am Seminar 
zugebracht und die im Kanton Luzern verordneten Prüfungen befrie¬ 
digend bestanden habe. (So wollte sich die Regierung durch das Seminar 
den bestimmenden Einfluß auf die künftige Priesterschaft des Kantons 
sichern !) Um allseitig für den Staat Nutzen zu ziehen, verlangt der 
9. Abschnitt, daß alle Kaplaneien, denen bisher keine Seelsorge oblag, 
diese und den christlichen Unterricht, eventuell auch Schulpflichten, 
übernehmen müssen. Im gleichen Sinne sollen sich auch alle Stifts- 
kaplaneien in Luzern und Münster « nützlich machen ». Als Finanzquelle 
all dieser Neueinrichtungen dient nach Abschnitt 10 die neuerrichtete, 
unter der unmittelbaren Verwaltung der Regierung (!) stehende Geist¬ 
liche Kasse. Diese soll ärmere Pfründen, das Seminar, die « allgemeinen 
Erziehungsanstalten », die neuen Pfarreien und die Hilfspriester unter¬ 
stützen. Nebst Zuschüssen der Pfrundinhaber und andern Einkünften 
bezieht diese noch Beiträge von den reichem Kapellen des Kantons 
und von vermöglichen Kongregationen und Bruderschaften. Sie steht 
unter Staatsgarantie. Eine von der Regierung ernannte, aus Geist¬ 
lichen und Laien zusammengesetzte Kommission prüft die Rechnungen 
und den Kassenstand und berichtet 'an den Kleinen Rat zuhanden 
des Großen Rates zur Genehmigung oder Verwerfung. — Unterzeichner 
des Konkordats sind der Generalvikar Wessenberg und Kleinrat Peter 
Genhart, einer der rücksichtslosesten Liberalen. Am 1. März 1806 
ratifizierte der Bischof, am 14. April 1806 der staatliche Souverain, 
« Schultheiß, Kleine und Große Räte ». 

Vinzenz Rüttimann setzte als Amtsschultheiß seine Unterschrift 
unter das anrüchige Dokument und erklärte damit sein Einverständnis. 
Er hatte am 23. Oktober 1805 die Kommission für das Vorgehen zum 
Abschluß, am 2. November die Großratskommission präsidiert. Beide 
hatten eine sorgfältige Scheidung zwischen Kirche und Staat verlangt, 
wollten aber nicht auf die « Hoheitsrechte» verzichten. Rüttimann 
half auch als Vorsitzender der Vollziehungskommission des Kleinen 
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Rates mit Schultheiß Krauer, Thaddäus Müller und Kilchmann, das 
unkirchliche Konkordat in die Tat umzusetzen. 1 

Unkirchlich war das Konkordat seinem ganzen Geiste und seiner 
Entstehung nach, wie in mehreren seiner Bestimmungen. Es war der 
Geist des Staatskirchentums des 17. und 18. Jahrhunderts, der hier 
siegte ; das sehen wir daraus, daß staatskirchliche Postulate früherer 
Zeiten, die wir oben berührten, hier verwirklicht sind. 

Die ganze tiefeinschneidende Neuordnung wurde mit Ausschaltung 
des päpstlichen Vertreters unterhandelt und beschlossen. Als der 
Nuntius am 22. August 1805 Wessenberg gewarnt hatte, Neuerungen 
im Kanton Luzern vorzunehmen, welche Kirchengüter bedrohen, 
antwortete dieser am 6. September, solche Verordnungen werde die 
bischöfliche Kurie nicht erlassen ; er versprach fernere Mitteilungen, 
hielt aber dieses Versprechen nicht. Wessenberg ahnte wohl selbst, 
daß die päpstliche Genehmigung nie erhältlich sei. 2 Bezeichnend ist 
auch die Meinung der von Rüttimann präsidierten Vollziehungskom¬ 
mission : Es sei nicht ratsam, den ganzen Inhalt des Konkordates 

« so roh hin den Augen des Publikums-preiszugeben ». Sie stellte 

darum den Antrag, der Geistlichkeit durch den bischöflichen Kommissar 
das sie speziell Berührende mitzuteilen. 3 Erst am 25. Mai 1807, nachdem 
im Volke schon eine große Erregung herrschte, verordnete die Regierung 
den Druck der ganzen Übereinkunft. 

Die Verstöße gegen das damalige Kirchenrecht sollen hier nicht im 
Einzelnen gezeigt werden. All die großen Umwandlungen wurden vor¬ 
genommen ohne vorheriges Befragen der Interessierten. Die Immunität 
der Geistlichen wurde nicht anerkannt, das Besteuerungsrecht aber 
bejaht. Die Geistliche Kasse war eine Institution, durch welche diese 
autokratische Regierung kirchliche Einkünfte unter ihre Verwaltung 
nahm und sich damit einen wichtigen Einfluß auf die Geistlichkeit 
und die kirchliche Ordnung sicherte ; das Gleiche ist zu sagen von 
der Teilnahme der Regierung am sog. Staatsexamen der Geistlichen. 

Die unmittelbare Folge des Konkordates und ein Mittel, es zu 
vollziehen, war die Aufhebung oder Änderung kirchlicher Institute. 

1 St. A. L., Fach IX, Fase. 17. Vergl. dagegen sein Urteil vom 15. Januar 
1815, unten. 

2 Vgl. den auf Akten gestützten Artikel : »< Die Verwerfung des wessen- 
bergischen Konkordates durch den apostolischen Stuhl» im «Basler Volksblatt». 
Beilage zu Nr. 127, 1891, 6. Juni. 

3 St. A. L., Fach IX, Fase. 17. 1S06, 20. Juni. 
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Hiebei ließ sich aber die päpstliche Genehmigung nicht umgehen. 
Um der Sache einen ungefährlichen Anstrich zu geben, begründete 
man das Verlangen beim Papste mit sozialen Beweggründen. — Am 
24. April 1806 beschloß der Große Rat die Errichtung einer Zentral¬ 
armenanstalt. Der Kleine Rat wurde bevollmächtigt, eventuell irgend 
ein Kloster dafür zu bestimmen und einzurichten und in diesem Falle 
mit den geistlichen Behörden in Unterhandlung zu treten. Auch die 
nötigen Armenfonds sollten gegründet werden. 

Endlich, am 27. Oktober 1806, wandte sich die Regierung an den 
Papst. 1 "Sie wies vorerst auf die traurigen Folgen der mehrjährigen 
Staatsumwälzungen hin, namentlich auf die starke Vermehrung der 
Armen und Verwaisten. Die Unterstützungsmittel müssen auf dem Wege 
der öffentlichen Steuer verschafft werden. Das zehre den Wohlstand des 
Kantons noch mehr auf. Trotzdem habe es sich der souveräne Gesetz¬ 
geber zur Pflicht gemacht, die Besoldung der Geistlichen zu regulieren ; 
die (hier zum ersten Male erwähnte) Übereinkunft vom 19. Februar 
sichere der Geistlichkeit ein angemessenes Jahreseinkommen und spätere 
Ruhestätten. Doch sei nun die Erschließung neuer, das Volk nicht 
drückender Hilfsquellen nötig, auch eine bessere Erziehung. Dabei müsse 
die Geistlichkeit mithelfen, die «zweckmäßig» ausgebildet werden 
müsse in dem Priesterhause des Kantons, wozu wiederum Fonds nötig 
seien. Die Güter der Klöster kommen dafür in Betracht. Der Kanton 
zählte sechs Männer- und drei Frauenklöster. Je weniger diese « dem 
allgemeinen Bedürfnisse des Zeitalters» wirksam gemacht werden, 
meint der Rat, umso weniger Zuwachs werden sie erhalten. Ihrer 
ökonomischen Lage wegen können sie nicht lange mehr bestehen ; 
bei unverändertem Fortbestehen werde «ein der allgemeinen Wohl¬ 
fahrt der Menschheit und ihren hohem und dringenden Bedürfnissen 
geweihter Fonds ganz zwecklos und seiner edlen Bestimmung fremd 
verzehrt ». Das Ende des Klageliedes ist die Bitte um Genehmigung 
folgender Pläne : Das Zisterzienserinnenkloster Rathausen soll säku¬ 
larisiert werden und seine Besitzungen und Einkünfte für die Allgemeine 
Armen-, Waisen- und Erziehungsanstalt bestimmt werden. Die beiden 
Franziskanerklöster Luzern und Werthenstein werden miteinander 
vereinigt und die Besitzungen und Einkünfte des einen für das 
beschlossene Priesterhaus verwendet. Das fortbestehende Kloster 
soll zugleich verpflichtet werden, die, Besserung strafbarer Personen 

1 Faktische_ Darstellung_», p. 6. St. A. L., Fach IX, Fase. 17. 
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geistlichen und weltlichen Standes zu übernehmen (also Besserungs¬ 
anstalt zu werden !). Dem Frauenkloster im Bruch wird die Kranken¬ 
pflege Überbunden. Das Kloster St. Urban hat zur öffentlichen 
Erziehung beizutragen, teils durch Beiträge, teils durch Mithilfe der 
Ordensleute selbst. Alle durch die Aufhebung gewonnenen Werte 
werden ihrer «ursprünglichen Bestimmung » wieder zugeführt: «der 
Besserung, Veredlung und Versittlichung der Menschheit, der Milderung 
ihres Elendes und der Erhebung des wirksamen Priesterstandes»; 
keineswegs werden sie für unmittelbare Staatsbedürfnisse verwendet. 
So versichert der Rat salbungsvoll und glaubt damit über die eigentliche 
Absicht, dem Staate Ausgaben aus seinem Säckel zu ersparen und 
dafür kirchliches Eigentum zu verwerten, hinwegtäuschen zu können. 1 
— Papst Pius VII. antwortete nicht. Die ungeduldige Regierung bat 
am 13. Februar 1807 nochmals um Antwort. Auch Bischof Dalberg 
schrieb am 5. Januar 1807 in gleicher Sache an den Papst und stellte 
die Wichtigkeit eines Priesterseminars und die Notwendigkeit der 
Verschmelzung der beiden Franziskanerklöster dar, ohne das Konkordat 
nur zu erwähnen. 

Endlich kam die päpstliche Antwort, aber anders als die Luzerner 
Magistraten sie wohl erwarteten. Das Breve «Vix verbis» vom 
12. Februar 1807 war eine bestimmte Ablehnung aller staatskirchlichen 
Tendenzen der Luzerner Regierung. 2 Der Papst drückte seinen tiefen 
Schmerz über das Verlangen der Regierung aus. Die Klöster haben 
von jeher dem Staate hohe Ehre und für die katholischen Angelegen¬ 
heiten großen Nutzen gebracht. Das edle Beispiel der Väter haben 
die Eidgenossen doch erst beim Tagsatzungsbeschluß zu Gunsten 
der Klöster noch befolgt; woher nun die unglückliche Gesinnungs¬ 
änderung ? Auch die Beschränkungen der Novizenaufnahme haben 
das kirchliche Oberhaupt tief geschmerzt. So vermutet es, in Luzern 
wolle man nach und nach alle Ordenshäuser aus dem Wege räumen. 
Und doch habe dieser Stand stets die erste Stelle unter den katholischen 
Orten eingenommen und die besondere Liebe und Huld des Heiligen 
Stuhles genossen ; der apostolische Botschafter habe dort seinen Sitz. 


1 Meyer an Usteri, 14. Juli 1813: «.... Die geistlichen Güter und der 
geistliche Stand war das .... Einzige, so übrig blieb, um auf diese hin Finanz¬ 
operationen gründen zu können .... Man schmeichelte sich, diesen Stand durch 
höhere geistliche Gewalt außer Stand zu setzen, der Regierung gefährlich zu 
werden. In diesem Sinne wurde das Konkordat mit Konstanz entworfen und 
abgeschlossen .... » 

2 Fach IX, Fase. 17. Faktische .... Darstellung .p. 20 ff. 
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Die Begründung, es wollen nur wenige mehr in die Orden treten, 
wird als Verleumdung bezeichnet. Den neuesten Begehren zuzustimmen, 
verbiete dem Stellvertreter Christi die Pflicht seines Amtes. Das 
Breve redet dann über die einzelnen bedrohten Klöster, rühmt ihr 
Alter, ihre Verdienste und hebt ihren eigentlich religiösen Zweck hervor. 
Die Waisenversorgung, die durch die Gemeinden übernommen werden 
könne, rechtfertige die Aufhebung eines Klosters nicht. Hingegen 
sollen die Klosterfrauen von Rathausen sich der Erziehung der Jugend 
widmen oder andere passende Beschäftigung übernehmen. Für die 
Errichtung des Priesterhauses zeigte das Tridentinum (sess. 23, cap. 18, 
de ref.) den Weg. Es sollen von den bischöflichen Einkünften und 
von den Benefizien der Säkular- und Ordensgeistlichkeit gewisse 
Abzüge gemacht werden für die Errichtung und den Unterhalt. Dagegen 
sollen deshalb niemals Ordenshäuser aufgehoben werden. In gleicher 
Weise widerspricht die Krankenpflege den Gesetzen des Klosters 
im Bruch. Hingegen stimmt der Papst zu, daß im Kloster St. Urban 
Jünglinge erzogen und unterrichtet werden. Ernstlich rügt der Heilige 
Vater als Verletzung von Recht und Gerechtigkeit den beschlossenen 
Loskauf der Zehnten um den geringsten Preis, die Aufhebung der 
einfachen Pfründen, die Schmälerung der Einkünfte der Geistlichkeit, 
die Veränderung der zwei Stifte in Luzern und Münster. Das seien 
Dinge, die auf « den Umsturz der katholischen Religion und der Kirche 
hinzielen ». Der Papst warnt zum Schlüsse und hofft auf Gesinnungs¬ 
änderung. — Vergebens ! 

Die bestimmte Ablehnung und kirchenrechtliche Begründung 
machten wohl großen Eindruck und scheinen manches ins Gedächtnis 
gerufen zu haben, was die Luzemer Magistraten vergessen oder über¬ 
gangen hatten ; aber «hohheitliche » Beschlüsse zurücknehmen wollte 
man nicht, und so wandte sich der Kleine Rat nochmals an den Papst. 
Die Berichte, die er von anderer Seite erhalten habe (gemeint ist haupt¬ 
sächlich der Nuntius), werden als Verleumdungen bezeichnet. Der Rat 
verlangt förmliche Genugtuung für jene Beschuldigungen, die das 
päpstliche Breve enthielt, und durch die das Ansehen der Regierung 
tief gekränkt worden sei. Nochmals werden die kirchenpolitischen 
Motive der Begehren dargelegt. Der Kleine Rat glaubt, dem Papst 
sagen zu müssen : « Der Geist einer werktätigen Religion, welche die 
Wohltätigkeit und die Hilfeleistung dem Armen zum Grundsätze hat, 
sollte diesem Unternehmen stets zur Seite stehen. » Der Priester- 
und Ordensstand sollte künftig nicht mehr als « Mittel politischer und 
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ökonomischer Berechnung » dienen, woraus soviel Ärgernis und Unheil 
über den Kanton gekommen sei. — Es scheint, als wolle die Regierung 
sich mit diesem Satze selbst verurteilen.! — Nochmals soll die Ver¬ 
sicherung beruhigen, daß das geistliche Gut seinem geistlichen Zwecke 
erhalten und das Beispiel der Altvordern befolgt werde, die «das 
Gute, eben weil es gut und notwendig war, immerdar wollten, dasselbe 
rechtlich suchten und die heilige Religion tief verehrten. » 

Wie widerspricht dieser bezeichnenden Phrase die Behauptung : 
Weil die Klöster selbst nicht der Sittenverderbnis steuern können, 
sei es heilige Pflicht der Regierung, die Novizenaufnahme nicht 
unbedingt frei zu geben und über die klösterliche Haushaltung eine 
stete und unmittelbare Aufsicht zu führen, den Verfall der übrigen 
Klöster durch Aufhebung der verarmten zu verhindern ! Die einzelnen 
Forderungen werden nochmals begründet, alle mit mehr oder weniger 
staatlichen Motiven. Damit verbindet die Regierung die Erklärung, 
daß sie ihr Oberaufsichtsrecht über die öffentliche Erziehung, den 
Unterricht, die Klöster und andere kirchliche Einrichtungen nie auf¬ 
gebe, ebensowenig das Recht der Besteuerung der Geistlichen. 1 

Weil der Nuntius in den Augen der Regierung das Hindernis 
zwischen ihr und Rom war, beschloß sie, ihn zu umgehen und direkt 
mit dem Papste zu verkehren, indem sie den Oberschreiber K. M. Kopp 
in geheimer Mission nach Rom sandte. Da bis am 26. August noch 
kein greifbares Resultat erreicht war, verlangte die Regierung eine 
bestimmte Antwort und die sofortige Abreise des Gesandten. Nach 
huldvollen Abschiedsaudienzen verließ dieser mit einem Schreiben 
des Staatssekretärs, Kardinal Casoni, die ewige Stadt. Das Schreiben 
enthielt die Versicherung, daß namentlich die Frage des Priesterhauses 
genau und liebevoll geprüft und entschieden werde. Mit der Zusicherung 
der päpstlichen Huld in allen Dingen, die mit den Vorschriften Christi 
und seiner Kirche vereinbar seien, wird die Mahnung verbunden, 
das Beispiel jener Väter zu befolgen, die nicht in Kirchen Verfassung, 
Kirchenzucht und geistliche Gegenstände eingriffen. 2 

Unterdessen war im Volke und in den Zeitungen vom Inhalte 
des Konkordats manches durchgesickert. So sah sich der Große Rat 
endlich am 25. Mai 1806 (nach 15 Monaten !) genötigt, die Übereinkunft 
zu publizieren. Durch Wessenberg erfuhr die Regierung auch, daß 
der Papst im Breve « Jam alias » an Dalberg das Konkordat verworfen 

1 Schreiben vom 20. Mai 1807. 

2 Rom, 6 . Oktober 1807. Kurze Antwort der Regierung am 30. November. 
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habe, weil es gegen die Kirchengesetze verstoße; der Bischof sollte 
die Zustimmung zurückziehen und das Konkordat als ungültig 
erklären. 1 Als auch das Breve «Vix verbis» in der «Allgemeinen 
Deutschen Zeitung» und in den «Europäischen Annalen» gedruckt 
wurde, verordnete der Kleine Rat am 27. Februar 1808 den Druck 
der bezüglichen Korrespondenz und teilte den Beschluß dem Nuntius 
mit. Diesem gegenüber, dem man die Veröffentlichung zuschrieb, 
äußerte sich der Ärger in den Worten : « In keinem Falle glaubten Wir, 
das Bekannt werden .... eines Aktes besorgen zu sollen, der in jeder 
Hinsicht einzig für die Augen beider unterhandelnder Teile geeignet 
zu sein schien. » 2 Die Meinung des Heiligen Stuhles und eines großen 
Teiles des Volkes und der Geistlichkeit konnte aber die hartnäckigen 
Regenten nur insofern zum Nachgeben zwingen, als sie die Säkulari¬ 
sation der zwei Klöster Rathausen und Werthenstein nicht vollzogen. 
Die Einrichtungen des Konkordates aber setzten sie rücksichtslos 
durch, trotzdem von Rom nie eine andere als die ablehnende Antwort 
gekommen war. 1807 wurde das Seminar, dem der Papst nicht eigentlich 
opponiert hatte, in Luzern errichtet, Th. Müller als erster Regens 
bestimmt. 

Der Groll, den die liberalen Regenten gegen den Nuntius hegten, 
kam in der Großratsrede des Schultheißen Krauer im Herbst 1807 
zum Ausdruck. Er beschuldigte die Nuntiatur der unzeitigen Bekannt¬ 
machung des päpstlichen Breves, um die Regierung in den Augen des 
frommen Volkes zu verdächtigen. Der Kleine Rat übersehe nicht 
so leicht die falschen Berichte, womit man den Papst hintergehe 
und ihn zum Werkzeug verkehrter Pläne mache. Die Verleumdung 
habe das heilsame Geschäft zu verzögern, aber nicht zu vereiteln 
gewußt; dank der Hilfe des Bischofs und des Generalvikars, « der die 
kirchlichen Einrichtungen mit dem Geist der Zeit in Einklang zu 
bringen» verstehe. Sehr charakteristisch für die kirchenpolitischen 
Grundsätze dieser Regierung ist der Satz : « Gleich unsem gottseligen 
Vorfahren, die, wenn es um die landesherrlichen Rechte zu tun wai, 
sich weder durch den Bannstrahl Gregors XIII. schrecken, noch durch 
die Tränen Benedikts XIII. bewegen ließen, hat die Regierung zwischen 

1 Dalberg gab wirklich am 3. April 1807 das Versprechen, es nicht vollziehen 
zu lassen. 

2 « Faktische Darstellung-», p. in ff. Meyer an Usteri, 20. Februar 

1808 : « Der Druck der päpstlichen Brevets hat unsere Leute wieder überworfen, 
Gennhard, Schilliger und Consorten machten alle wieder Chorus mit Crauer und 
tobten ganz rasend . ... » 
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der Curia Romana und dem Stuhle Petri zu unterscheiden nicht 
vergessen .... » — Der Papst wird beschuldigt, andern Staaten das 
bewilligt zu haben, was er jetzt dem Kanton Luzern verweigere. 
«Nur die schwärzeste Verleumdung und die liebloseste Arglist, in 
den Schleier der Religion gehüllt, konnten ihn verleiten, der Regierung 
ein Breve voll unbegründeter Vorwürfe zu überschicken .... Es muß 
in der Tat die Regierung schmerzen, daß der Heilige Vater fremden 
Eingebungen mehr Glauben schenkte als ihren amtlichen Aufschlüssen. » 
Mit unverkennbarem Seitenblick auf die Nuntiatur redete Krauer 
von «Finsterlingen » und beschuldigte sie im Einzelnen, den Papst 
falsch orientiert zu haben. Die Regierung erwarte, daß dieser den 
irregeführten Nuntius an die Pflicht erinnere, sich nicht mehr von 
der Umgebung täuschen zu lassen ; sie appelliere an den Papst « saltem 
melius informandum ». Da sich der Nuntius durch diese heftigen 
Vorwürfe mit Recht in seiner Stellung als Gesandter verletzt sah, 
rief er die Intervention des diplomatischen Korps an. Krauer glaubte, 
unliebsamen Weiterungen Vorbeugen zu können, indem er die Rede 
im « Kantonsblatt » drucken ließ und eine öffentliche Erklärung abgab, 
in der er sich selbst als Interpret seiner Worte zur Berichtigung falscher 
Auslegung offerierte. Rüttimann, der mit dem rücksichtslosen Vor¬ 
gehen im ganzen Konkordatsgeschäft nicht in allen Teilen einverstanden 
war, verlangte im Kleinen Rate, daß die Rede Krauers desavouiert 
werde. Da sie von delikaten, diplomatischen Verhältnissen des Kantons 
rede, sei sie nicht geeignet, im offiziellen Regierungsblatte publiziert 
zu werden, zumal man von Rom immer noch ein günstiges Resultat 
erhoffen könne. Er äußerte den Wunsch : Ohne Bewilligung des 
Kleinen Rates sollen künftig keine solchen Gegenstände mehr ins 
« Kantonsblatt» eingerückt werden. Doch seine Meinung drang nicht 
durch ; der rücksichtslose Krauer hatte die Mehrheit unbedingt auf 
seiner Seite. 1 — Als der Nuntius die Intervention des Landammanns 
anrief, mußte Krauer endlich nachgeben. Der französische Gesandte 
Vial veranlaßte ihn bei einer Soiree Rüttimanns in nicht sehr schmeichel¬ 
hafter Weise zu einer schriftlichen Entschuldigung. Rüttimann mag 
an diesem Ausgang seine Freude gehabt haben, umsomehr, da es ihm 
bei einem gleichen Versuch im Januar nicht geglückt war, Schultheiß 
und Nuntius zu versöhnen. 2 Die erbitterten Regenten beschuldigten 

1 Kl. R. P. 1807, 13. November. 

3 Fr. B. Meyer an Usteri, 19. Januar und 25. März, Frau R. an Usteri, 
18. Februar/ 26. März. 
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nun Rüttimann, er habe den französischen Gesandten gerade für 
diesen Zweck gerufen und sie verklagt; darum sei er auch nicht in 
der Ratssitzung erschienen, in der Vial den Schuldigen Vorwürfe 
gemacht hatte. — Wie dem nun sei: Aus den lebhaften Auseinander¬ 
setzungen der Konkordatsverhandlungen ergab sich ein dauerndes 
Mißtrauen zwischen Regierung und Kurie, das im Diözesangeschäfte 
nachwirkte, anderseits Parteiung und Anfeindung in den Räten und 
im Volke verursachte. In dieser Atmosphäre konnte die Affäre des 
Abtes von St. Urban nicht gut enden. 

II. St. Urban-Affäre. 

Wie sich die Mediationsakte und die Tagsatzung zur Klosterfrage 
verhielten, haben wir eingangs gesehen. Der Luzemer Kleine Rat 
verordnete am 15. Juni 1803, daß die Klöster St. Urban, Eschenbach, 
Rathausen und St. Anna im Bruch ihre vor der Revolution anerkannten 
Rechte in der Selbstverwaltung wieder besitzen. Die Staatsverwaltung 
sei also aufgegeben, die Klöster können ihre Verwaltungsbeamten 
selbst wählen. Alle Klöster seien zu einer jährlichen Rechnungs¬ 
ablage über ihre Selbstverwaltung verpflichtet; die Formalitäten der 
vorzulegenden Rechnung wurden genau bestimmt. Die Rechnungen 
sollen vor der Übersendung an die Regierung dem Konvente zur 
Genehmigung vorgelegt werden. Alle Klöster können weder Liegen¬ 
schaften noch Schuldtitel veräußern oder erwerben ohne Einwilligung 
des Kleinen Rates. 1 — Die Klöster sandten in der Folge ihre Rech¬ 
nungen nicht ein, weil sie die Regierung nicht reklamierte. Erst am 
19. Januar 1807, in der Zeit des Kampfes um das W’essenbergische 
Konkordat, verlangte die Regierung den Vollzug des Dekretes von 
1803 ; die Jahresrechnungen von diesem Jahre ab sollen bis spätestens 
zum 1. März eingereicht werden, unter Androhung von Zwangsmitteln. 
Während die übrigen Klöster das nötige Rechnungsmaterial rechtzeitig 
einschicken konnten, entschuldigte sich der Abt Karl Ambros Glutz von 
St. Urban am 8. Februar, daß er die Rechnungen noch nicht abliefem 
könne ; er habe die Abrechnung des helvetischen Verwalters für die 
Revolutionsjahre noch nicht erhalten. Der Abt ersuchte um einen 
Bevollmächtigten, der die vorzulegenden Rechnungen sammle und 

1 1803, 13. Juni. Kl. R. P. und n Dokumentierte Darstellung .... », p. 11 ff. 
Der Abt versprach mit der Zuschrift vom 26. Juni 1803 die Bestimmungen « mit 
möglicher Genauheit» zu befolgen. 
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eine Rechnungsmethode einführe, die in Zukunft als Vorbild dienen 
solle. Am 20. Februar 1807 erst wurden die Übergabsrechnungen und 
Inventare aus der Helvetik von der Regierung genehmigt. Eine 
gründliche Untersuchung, wie sie später gegen den Abt durchgeführt 
wurde, fand nicht statt. Auf Grund dieser Übergabsrechnungen 
sollten nun die folgenden Jahresrechnungen aufgestellt und abgeliefert 
werden. Als der Abt aber an die Ordnung des Rechnungswesens 
gehen wollte, da stellte sich ihm die gleiche Schwierigkeit entgegen, 
die später die Rechnungskommissäre monatelang im Kloster be¬ 
schäftigte. Es zeigte sich, daß bei der komplizierten und nicht 
immer sorgfältigen Verwaltungsart ein Überblick sehr schwer zu 
erhalten, eine genaue Rechnungsstellung fast unmöglich war. Zudem 
war ja die Übergabsrechnung über die staatliche Verwaltung während 
der Helvetik erst in diesem Jahre genehmigt und übergeben worden, 
sodaß also für die vier Jahre der Selbstverwaltung keine genauen 
Rechnungsgrundlagen Vorgelegen hatten. Am 9. September mahnte 
die Finanz- und staatswirtschaftliche Kammer, innert 14 Tagen Folge 
zu leisten. Der Abt bat wiederholt um einen obrigkeitlichen Rechnungs¬ 
führer, dem er alle bezüglichen Schriften zur Rechnungsführung über¬ 
geben wolle. Doch wurde diesem Gesuche nicht entsprochen ; St. Urban 
könne, wie andere Klöster, auch allein mit der Rechnung fertig werden. 
Auch die Verwaltungsrechnungen während der Revolution wurden 
verweigert. 1 Der Abt wandte sich am 10. Oktober an den Kleinen 
Rat mit den Bemerkungen : Mit dem übrigen Eigentum hätten dem 
Kloster nach der Vermittlungsakte auch alle Rechnungsschriften 
ausgeliefert werden sollen. Da übrigens von der Regierung selbst 
eine Rechnungsinventur durch Kommissäre beschlossen wurde, habe 
er alle Einnahmen der Kanzleien unberührt gelassen und nicht ab¬ 
gefordert. Er möchte mit der Sache nichts zu tun haben, bis die 
Rechnungen durch Kommissäre festgestellt seien. — Der Rat wies 
auf seine frühem Instruktionen und sandte ein Rechnungsformular 
früherer Zeit als Vorbild. 2 Doch damit war dem Abte nicht geholfen. 
Er antwortete, das Formular enthalte verschiedene Bemerkungen, 
die mit dem Begriff des wahren Eigentums nicht vereinbar seien. 
Darum könne er in Rücksicht auf die Eigentumsrechte des Klosters 


1 Schreiben des Abtes vom 13. September 1807; der Finanz- und staats¬ 
wirtschaftlichen Kammer vom 26. September. 

2 30. November 1807. 
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das Formular nicht zur Richtv.hnur nehmen, das zudem zu viel Einzel¬ 
heiten verlange. Er liätte für sein Alter eine größere Nachsicht 
erwartet. Auch habe er geglaubt, die eingesandte Bruchrechnung 
für 1803 hatte vorläufig genügt, zumal eine offizielle Übergabe des 
Klostereigentums noch nicht stattgefunden habe. 1 

Nun beschloß die Regierung die Abordnung der zwei Kleinräte 
Schnyder und Kilchmami mit einem Sekretär, um im Beisein des 
Abts die VerwaJtungsrechnungen nach dem Formular zusammen- 
zustelJen. 2 Damit beginnt die Angelegenheit öffentlich zu werden ; 
die Kegierungsgewalt greift immer kräftiger zu, bis am Ende des 
Jahres 1808 der Höhepunkt erreicht ist. Das zu starke Pochen auf 
das staatliche Recht wird schließlich zur Gewalttat gegen eine kirchliche 
Institution. — Der Abt verwahrte sich gegenüber der Regierungs- 
deputution : Er sei kein Verwalter, sondern Eigentümer des Gottes¬ 
hauses und glaube nur zur Ablage der Rechnungen verpflichtet zu 
sein, wie er sie am 10. Oktober 1807 für die Zeit vom 1. Juni 1803 
bis zum 31. Dezember 180b eingeschickt habe. 3 Gegen das Rechnungs- 
formular verwahrte er sich ebenfalls. Als ihm das abteiliche Diarium 
(Tagebuch) abgefordert wurde, erklärte er, es nur unter körperlicher 
Gewalt zu öffnen ; wenn die Regierung ihn ihre Ungnade fühlen 
lassen wolle, so werde er sie mit Gottes Hilfe geduldig ertragen. 4 Den 
steten neuen Forderungen der Kommissäre gegenüber fing der Abt 
nun an, passiven Widerstand zu leisten und schrieb an sie : 0 .... Dieses 
unerwartete Benehmen kann ich mit dem Begriff einer hoheitlichen 

Schirmung _ nicht vereinigen. Es ist also meine Pflicht, hier 

schriftlich zu erklären, daß ich mich der Gesamtheit so vieler über¬ 
schwenglichen Zumutungen nicht unterziehen kann. » 6 Auf diese 
kräftige Erklärung hin berief die Regierung die Kommissäre zurück. 
Der Abt richtete an sie eine ehrerbietige Bittschrift, in der er um 
erneutes Wohlwollen der Eandesobrigkeit « als Kastvogt und Beschützer 
der St. Urbanischen Eigentumsrechte >< bat. 6 Die Antwort des Kleinen 
Rates vom 14. Mai ging an Abt und Kapitel. Wieder wurde auf das 


1 17. J1807. 
a 24. Dezember 1807. 

a Sic liegen im St. A. L. bei <len Akten von St. Urban und enthalten die 
jeweiligen Jahresoinnahnicn und -Ausgaben an Naturalien und in bar; aus den 
Gesamteinnahmen und -Ausgaben ist die Bilanz gezogen. 


4 Bericht der Kommissare vom 20. Februar 1808. 
6 7. März 1808. 

9 ii. März 1808. 
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Aufsichtsrecht gepocht und der Schmerz und Unwillen über das 
«widersetzliche Benehmen» des Abtes ausgedrückt; er habe die 
unangenehmen Eindrücke, die das Volk erhalten habe, sich selbst 
zuzuschreiben. Schließlich entschloß sich der Rat, eine neue Frist 
von drei Monaten für die Rechnungseingabe zu bewilligen. Wenn 
dieser neue Termin nicht gehalten werde, betrachte man es als 
Gehorsamsverweigerung und werde alle Strenge an wenden, um das 
Ansehen der Regierung zur Geltung zu bringen. Der Abt versprach 
nun — wohl der Drohung weichend, und ohne alle Schwierigkeiten 
zu berechnen — innert drei Monaten die abteilichen Rechnungen 
nach der vorgeschriebenen Methode einzurichten und zu überreichen. 1 
Auch das Kapitel erklärte dem Regierungskommissär die Bereit¬ 
willigkeit. Am 23. Juni wurde der Termin auf das Gesuch des Abtes 
noch um drei Monate hinausgeschoben. Nach Ablauf dieser letzten 
Frist bat er, daß man ihm die Herbstferien noch zum Ausruhen gönne ; 
nachher werde er jeden Augenblick zu der weitläufigen Arbeit ver¬ 
wenden. 

Jetzt fühlte sich die Regierung beleidigt und sah in den wieder¬ 
holten Gesuchen des Abtes ein absichtliches Verschleppen. Abt und 
Kapitel erhielten ein geharnischtes Schreiben. Die Regierung ver¬ 
suchte darin, das Kapitel vom Abte zu trennen, indem sie die Erwartung 
aussprach, daß das Kapitel wenigstens die Aufträge der Regierung 
erfüllt hätte. Dieses Schreiben überbrachten die neu ernannten Komis- 
säre Jos. Karl Amrhyn und Alois Rusconi dem Kapitel und dazu 
die Verordnung, daß dem Abte die Verwaltung einstweilen abgenommen 
und den Kommissären, in Verbindung mit beigeordneten Kapitularen, 
übertragen sei. Jeder Widerstand wurde als Gehorsamskündigung 
angesehen. 2 Als die Kommissäre am 4. November nachts um halb 
zehn Uhr (!) vor den Abt traten und ihre Vollmachten vorwiesen, 
erklärte dieser vor dem Prior, daß nun Gewalt geschehe, daß er einen 
solchen Gewaltschritt gewünscht habe (wohl um die Unterstützung 
der Öffentlichkeit und der kirchlichen Behörden zu erhalten), und 
daß er sich der Gewalt nicht widersetze. Nun wurde überall, wo sich 
Rechnungsmaterial befand, das staatliche Siegel angelegt. Am andern 
Morgen legten die Kommissäre dem versammelten Kapitel die Beweg¬ 
gründe des Einschreitens und die Regierungserlasse vor. Sie recht- 


1 22. März 1808. 

2 Kl. R. P. vom 4. November 1808. 
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fertigten die außerordentliche Maßregel mit dem Aufsichtsrecht und 
suchten darzutun, daß dadurch die Rechte des Klosters nicht 
geschmälert werden. Der Konvent, der nun gute Miene zum bösen 
Spiele machen mußte, erklärte, daß er stets den Willen gehabt habe, 
die vollständige Rechnung abzulegen. Das Gleiche hatte übrigens 
der Abt schon wiederholt versichert. — Abt Karl Ambros verweigerte 
nun jede weitere Mithilfe, da man ihn der Verwaltung entsetzt hatte. 
Er antwortete auf die Forderung der Kommissäre, die seine Eigen¬ 
tumsrechnungen und das Diarium verlangten : Die vorigen Kommissäre 
haben die Rechnungen bis zum Jahre 1807 schon anfangs 1808 
erhalten; die noch fehlenden für 1807 und 1808 werde er innert 
einigen Tagen aus dem Diarium ausziehen ; dieses selbst aber sei 
sein alleiniges Eigentum, das man hoffentlich respektieren werde. 1 
Doch die Kommissäre wollten dieses Eigentumsrecht nicht anerkennen, 
da das Diarium den Ausweis über das dem Abte anvertraute Kloster¬ 
eigentum enthalte. Als er nicht antwortete, wiederholten sie die Auf¬ 
forderung und drohten mit Bestrafung wegen Gehorsamsverweigerung. 
Nun erklärte der Abt, der auch körperlich litt, daß er sich an den 
Landammann der Schweiz und die Schutzorte Bern und Solothurn 
wende. 2 Die Kommissäre versammelten das Kapitel und stellten ihm 
die Folgen der Haltung seines Abtes dar; sie wollen ihm die Mittel 
in die Hand geben, den Verdacht der Mitschuld abzuwehren. Man 
wollte also erreichen, daß das Kapitel den Abt desavouiere. Der 
Konvent antwortete mit einer schriftlichen Erklärung, daß die Appel¬ 
lation des Abtes ohne Vorwissen und Zustimmung des Kapitels erfolgt 
sei, daß es vielmehr seine frühere Erklärung bestätige. 3 

Mit der Begründung, daß der Abt gewisse Rechnungen nicht 
herausgebe, an eine «ihm fremde Gewalt » mit Umgehung der Landes¬ 
regierung sich wende, die Briefschaften der Kommissäre uneröffnet 
lasse, damit den Gehorsam kündige und durch dieses «hartnäckig 
ungehorsame und verbrecherische Betragen » die Ehre der Regierung 
verletze, beschloß diese am 1. Dezember, ihn in Begleitung zweier 


1 An die Kommissäre, 23. und 25. November 1808. Die Jahresrechnving für 
1807 und die Bruchrechnung für das laufende Jahr überschickte er den Kom¬ 
missären am 27. November. Sie liegen im St. A. L. unter den übrigen Akten. 

2 28. November 1808. Kopie des Schreibens an Bern und Solothurn im 
St. A. L. 

3 29. November. Unterzeichnet von P. Emerik Mahler, Prior, und den 
PP. Friedrich Pflüger und Laurenz Frener. 
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Stabsoffiziere nach Luzern zu führen und ihn in das Franziskanerkloster 
zu sperren. Der Beschluß wurde sofort ausgeführt. Vorher bat der 
Konvent den Abt, er möge sich dem Willen der Regierung unterziehen ; 
doch dieser erklärte im Bewußtsein seiner kirchlichen Stellung und des 
Kirchenrechts, daß er so handeln müsse und damit dem Kloster nicht 
schade. Tatsächlich hatte er auf diese Weise mit seiner Person den 
kirchlichen Rechtsstandpunkt bis aufs äußerste vertreten. Als Staats¬ 
gefangener erhielt Abt Karl Ambros am 3. Dezember zwei Zimmer 
als Wohnung. Er wurde von einem Offizier Tag und Nacht bewacht. 
Alle schriftliche Korrespondenz unterlag der Genehmigung der Polizei¬ 
kammer. Auch konnte ihn niemand ohne schriftliche Erlaubnis 
besuchen. Vergebens wandte sich das Kapitel wiederholt in Bitt¬ 
schriften an die Regierung, in denen es um Milde und Schonung für 
den Abt bat: Die Verzögerung der versprochenen Rechnung habe 
keine andere Ursache als die neue Rechnungsform, die äußerst schwer 
zu bearbeitenden Gegenstände, wie Zehnten und Grundzinsen, den 
großen Umfang der Rechnungen, unterdessen dazugekommene Ge¬ 
schäfte, wie Straßenbau, Prozesse usw. und die öftem Unpäßlichkeiten 
des Abtes. 1 — Die Regierung wollte nun ihren Willen unter allen 
Umständen durchsetzen und nahm den Kampf gegen alle Fürsprecher 
des Abtes auf. 

Diese bornierte und rücksichtslose Behandlung eines angesehenen 
Prälaten konnte der schweizerische Landammann Rüttimann mit 
seiner loyalen Gesinnungsart und dem feinen Verständnis für politische 
Mäßigung nicht mehr schweigend ansehen. 2 Der Bruder des Abtes, 
alt-Landammann Glutz von Solothurn, beschwerte sich lebhaft bei ihm. 
Rüttimann äußerte ihm gegenüber am 25. November seine Meinung 
über die Angelegenheit: « Wenn die Regierung von Luzern bei ihrem 
Verfahren gegen den Herrn Prälaten von St. Urban über die Grenzen 
der Mäßigung geschritten ist, so bedaure ich es gewiß auf das lebhafteste. 
Meine Achtung gegen den würdigen Herrn Abt und die günstigere 
Meinung, welche ich von der Sache hege, kennt der hiesige Kleine Rat, 
und was dem ungeachtet meinen Vorstellungen zuwider geschah, 

war auch für mich schmerzlich_» Doch habe es ihm weh getan, 

daß der Abt die Rechnungsablage nicht als wichtigstes Amtsgeschäft 


1 15. Dezember 1808 ; 30. März 1809. 

2 Oechsli I, 661, meint, R. hätte seine Regierung «bei ihrem rechtmäßigen 
Vorgehen gegen den unbotmäßigen Mönch» unterstützen sollen. 
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angesehen und rechtzeitig eingereicht oder sich entschuldigt habe. 
Er wünsche sehnlich, daß die Rechnungen in bester Ordnung seien. 
Dann werde es sich zeigen, was die Regierung zu tun gedenke, teils 
in Hinsicht auf den Prälaten, teils wegen der durch die Mediation 
gewährleisteten Selbstverwaltung des Gotteshauses. Die öffentliche 
Meinung, verbunden mit dem eigenen Bewußtsein der voreiligen 
Strenge, werde auf die Regierung nicht ohne Einfluß bleiben. Wenn 
die Rechnungen stimmten, werden auch die eidgenössischen Behörden 
nötigenfalls der Sache des Rechts freier und mit besserm Erfolg das 
Wort reden können. — In diesem Schreiben zeigt sich das Bestreben 
Rüttimanns, sich über den Streit ein objektives Urteil zu bilden. 1 
Am gleichen Tage, da die Regierung die Verhaftung des Abtes 
wagte, richtete er an' sie als Landammann ein scharfes Schreiben 2 : 

«_Ich gestehe Ihnen, daß Ihre Benehmungsart gegen den Prälaten 

von St. Urban mich äußerst geschmerzt hat. Lange wollte ich meiner 
Empfindung Stillschweigen gebieten ; denn ich hatte im Laufe meiner 
Amtsführung es mir zur Pflicht gemacht, die hohen Regierungen in 

jedem Fall zu unterstützen . Allein bei dem Bewußtsein, nie 

vergessen zu haben, was ich meiner Regierung schuldig bin, darf ich 
auch andere Pflichten, die mir meine jetzige Stellung auferlegt, nicht 
aus der Acht setzen .... Daß ich mich darüber schon früher erklärte, 
ist Ihnen bekannt; daß ich jetzt als Landammann der Schweiz 
unbefangen sprechen werde, soll Ihnen nicht befremdend sein, da Sie 
mich immer in Ihrer Mitte die Sprache der größten Offenheit haben 
reden hören .... Gewiß kann die Regierung [die Rechnungen] fordern, 
aber bei dieser Forderung wird sie den persönlichen Charakter als 
Geistlicher, die Stellung seines Klosters, die Rechte, welche ihm 
wieder die Vermittlungsakte einräumt, nicht aus dem Auge lassen. — 
Durch Vorzüge des Geistes und des Herzens gleich ausgezeichnet, 
gut, edel, ein menschenfreundlicher, aufgeklärter Geistlicher, ein 
würdiger Vorsteher des ansehnlichen Gotteshauses, rühmlich in der 
Schweiz bekannt und von allen, die ihn kennen, geliebt, so erschien 
und wirkte bis dahin der Prälat von St. Urban .... Liegt die Ursache 
seiner Widerspenstigkeit nicht ..... in der Art, wie man sich gegen 
ihn benimmt ? Und ist die Überrumpelung bei Nacht, die Besieglung 


1 K. P. d. La.. 67, Xr. 1159. 

2 K. P. d. La., 67, Nr. 1194; Fortsetzung der dokumentierten Darstellung 
1S09, p. 1 ft. 
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aller seiner Papiere wohl geeignet gewesen, Zutrauen zu erwecken ? 

_ Nichts soll uns mehr im Herzen liegen, als diesem Stand jene 

Achtung zu bezeugen, den er [nach] den Stürmen der Revolution 
so sehr bedarf .... Nichts untergräbt die Achtung des Volkes so 
gegen seine Oberkeit (!) wie die Nichtachtung der Regierung gegen 
Personen, die zum Beispiel des Volkes aufgestellt sind. Schonend 
soll sie gegen Fehlende dieses Standes verfahren .... Was wird die 
Schweiz von Ihnen denken, wenn Sie einem Beschuldigten sein 
Zutrauen, das er in die erste Magistratsperson setzen zu müssen glaubt, 
als Souveränitätslesion, als Staatsverbrechen anrechnen, als wäre 
der Landammann der Schweiz ein von der Kantonsregierung heterogenes 
Wesen ; als hätten Sie Ursache, in den jetzigen Landammann der 
Schweiz Mißtrauen zu setzen. Zu Ihrer Ehre will ich das nicht denken ; 
wenn aber ein solcher Verdacht vorhanden sein sollte, so fällt er auf 
die zurück, die ihn hegen. — Die Klöster haben in der Schweiz ihre, 
wenn ich so sagen darf, konstitutionelle Existenz erhalten. Die Media¬ 
tionsakte garantiert ihnen ihr Eigentum ; kein Kanton, auch die refor¬ 
mierten, haben diesem Grundsatz zuwider gehandelt. Die Regierung 
soll wachen, daß dieses Gut nicht vergeudet und zu andern Zwecken 
angewendet werde ; aber sie soll, wie es einer Regierung ansteht, 
großmütig zu Werk gehen ; die Klöster sind nicht untergeordnete 
Verwalter, und indem man den ökonomischen Teil derselben bewachen 
will, soll man nicht den moralischen, den Gehorsam und Respekt 
des Untergebenen gegen den Obern aufheben und zertrümmern; 
und wohin führt wohl anders die letzte Abführung des Prälaten ? .... 
Es liegt nicht im Geist der Mediationsakte, nicht im Geist der Kantonal¬ 
verfassungen, daß von Regierungen so verfahren werde. Man fängt 
nicht mit Exekutionsmaßregeln an, versiegelt nicht, bevor begründeter 
Verdacht von Veruntreuung da ist; man entzweit die Bewohner 
eines Klosters nicht, sondern wirkt wohltätig auf den Untergebenen 
und Obern, damit sie sich nähern und durch gegenseitige Einwirkung 
es dahin gebracht werde, daß der Wille der Regierung in Vollziehung 
gehe. — Die Souveränität ist ein edles Kleinod, allein in unserer 
Schweiz beruht sie auf Zutrauen und Gerechtigkeit .... Beging der 
Herr Prälat einige Fehler, so hat er für dieselben schwer gebüßt. Ich 
ersuche Sie aus Achtung gegen Sie selbst und gegen mich, von einer 
gewiß unnötigen Strenge zurückzukommen .... » 

Das war eine scharf gepfefferte Lektion für die selbstbewußte 
Regierungsweisheit dieser Herren. Nun erst recht wollten sie auf 
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ihrer Souveränität und ihrem « Recht » bestehen. Der offene Kampf 
zwischen Rüttimann und seiner Regierung war eröffnet, und dieser 
hatte gleich kräftig zugestoßen. Er tat es wohl nicht gern, da er keine 
Kampfnatur war und manche unberechenbare Gefahr mit seiner 
Stellung verbunden war. Er wußte aber, daß er durch seine Mäßigung 
und aristokratenfreundliche Haltung auf die Zustimmung der maß¬ 
gebenden Stände hoffen konnte. Gegen das Vorgehen seiner Regierung 
konnte er umso sicherer auftreten, als er keiner Sitzung beigewohnt 
hatte, wo über diesen Gegenstand entscheidend beraten wurde. Das 
Schreiben ging vom Kleinen Rate an die Finanz- und Polizeikommission 
zur Berichterstattung. — Der Kleine Rat drückte dann im Antwort¬ 
schreiben die Überzeugung aus, Rüttimann habe das ganze Benehmen 
des Rates gegen den Abt entweder vergessen oder überhaupt nie richtig 
erkannt. Der Abt habe der Regierung den Gehorsam verweigert 
und sich an «ihm fremd sein sollende Souveräne» gewandt. Nun 
sei es höchst schmerzhaft zu erfahren, daß Rüttimann der Regierung, 
deren Haupt er sei, und der unter seinen Augen Hohn gesprochen 
und Trotz geboten werde, Härte und sogar Ungerechtigkeit vorwerfe. 
Befremdend sei es auch, daß der Abt gegen seine Regierung an den 
Landammann appelliert habe, da doch nach der Mediationsakte 
und dem Tagsatzungsbeschluß von 1803 die Luzemer Regierung sein 
Landesherr sei, an den er sich als « Angehöriger » in allen Angelegen¬ 
heiten seines Gotteshauses zu wenden habe. Wenn der Abt auch im 
Privatleben achtungswürdig sei, so hätte er es auch im öffentlichen 
Leben sein und nicht die Pflichten gegen seine Regierung vergessen 
sollen. « Der Herr Abt, nach seiner eigenen wiederholten Äußerung, 
suchte und wollte das, was ihn jetzt traf. Möge er denn auch jede 
Folge, die hieraus für ihn hervorgehen mag, einzig nur für sich allein 
beilegen. » Die Regierung habe nichts gefordert, was mit dem geist¬ 
lichen Vorsteheramt nicht vereinbar gewesen wäre ; zudem habe das 
Kapitel den Willen der Regierung erfüllen wollen. Frieden zu erhalten 
und zu verbreiten sei die Aufgabe des geistlichen Vorsteheramtes, 
wenn es die Achtung der aufgeklärten Welt besitzen wolle. Rüttimann 
solle sich aber beruhigen : durch die hartnäckige Gehorsamsverweigerung 
eines Klostergeistlichen gegen seine Regierung werde die Ruhe im 
Kanton nicht gestört. 1 — Nur vom eigenen Parteistandpunkt redet. 


1 Kl. R. P. 1808, 12. Dezember. 
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die Antwort also und übersieht — wohl geflissentlich — das Triden- 
tinum und das kanonische Recht. 

Das schroffe Vorgehen der Luzemer Regierung bewirkte nun auch 
die Intervention der beiden Kantone Bern und Solothurn, mit denen 
St. Urban verburgrechtet war. Bern verhielt sich noch zurückhaltend. 
Der Rat erinnerte in seinem Schreiben vom 7. Dezember an das Bürger¬ 
recht St. Urbans in Bern, pries die Tugenden und Verdienste des 
« seine Stelle ehrenden Geistlichen », der sich die allgemeine Hochachtung 
erworben habe, ersuchte um genauen Aufschluß. 1 Solothurn aber — 
weil es die Verfügungen der Luzemer Regierung mit der Vermittlungs¬ 
urkunde nicht in Einklang bringen konnte — verbot seinen Amtmännern, 
Lieferungen an das Kloster zu machen bis zur Wiedereinsetzung des 
Abtes. 2 Der Kleine Rat legte in seiner Antwort vom 16. Dezember 
die Vorgänge und ihre Beweggründe dar. Übrigens stehe die Ange¬ 
legenheit mit Solothum in keiner Berührung. Der Solothumer Rat 
erwiderte, ihr Mitbürger, der echt religiöse und talentvolle Abt, habe nicht 
an Solothurn « appelliert », sondern lediglich angezeigt, daß die Luzemer 
Regierung ihre Verfügungen auch auf die Klosterbesitzungen aus¬ 
gedehnt habe, die auf Solothumer Gebiet lagen. Der Sequester, der 
auf die im Kanton Solothurn liegenden Gefälle von St. Urban gelegt 
wurde, werde sofort aufgehoben, wenn das Kloster wieder die Selbst¬ 
verwaltung habe. 8 Die Luzemer Regierung wies in ihrer Antwort 
den Vorwurf, sie habe in die Selbstverwaltung des Klosters ein¬ 
gegriffen, zurück und bezeichnete die empfindlichen Maßnahmen 
Solothurns als uneidgenössisch und verfassungswidrig ; doch beeilte 
sich dieses nicht, den Sequester aufzuheben. 

Auch der Nuntius Testaferrata schrieb am 5. Dezember an die 
Regierung und an den Landammann. Er äußerte sein höchstes Miß¬ 
vergnügen und zeigte der Regierung an, daß er offiziell beim Land¬ 
ammann reklamiert habe gegen das unrechtmäßige Vorgehen der 
Regierungskommissäre und gegen den Arrest des Abtes ; anderseits 
anerkannte er den Grundsatz, daß der Regierung gegeben werden 
müsse, was ihr gehöre. 


1 «Fortsetzung der dokumentierten Darstellung ....», p. 12 f. Antwort 
des Kleinen Rates vom 16. Dezember 1808, p. 14 ff. 

2 Schultheiß und Rat von Solothurn an Schultheiß und Rat von Luzern, 
5. Dezember 1808. 

3 24. März 1809. 
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Rüttimann nahm an der Kleinrats-Sitzung vom 12. Dezember 
teil, wo die Antwort an den Landammann, den Nuntius und die beiden 
Kantone verhandelt wurde. — Er selbst sprach dem Nuntius sein 
Bedauern aus: Der Abt verdiene gewiß nicht als Schuldiger behandelt 
zu werden, bevor man Beweise habe. Er bat, die Sache nicht zu ernst 
aufzufassen, da noch nichts entschieden und die Verfassung' noch 
nicht verletzt sei. Man müsse aber auch bedauern, daß der Abt eine 
Pflicht einfacher Administration so langsam erfülle. Er habe damit 
einen Vorwand gegeben zur Unterscheidung zwischen seiner Person 
und seinem Kloster. Der Landammann nahm auch Anstoß an dem 
Ausdruck «Immunite ecclesiastique», den der Nuntius gebraucht 
hatte, hoffte aber, dieser habe nichts sagen wollen, was der « so eifer¬ 
süchtig gewahrten Souveränität der Kantone » zuwider sei. 1 — Rütti¬ 
mann wollte die Intervention des Nuntius wenn möglich verhindern, 
da er wohl wußte, wie abgeneigt Krauer und andere diesem waren. 

Auch der neue französische Gesandte Talleyrand — dem Zuge 
seines Herzens mehr als diplomatischer Überlegung folgend — mischte 
sich in die Angelegenheit durch ein Schreiben an den Landammann, 
verbunden mit der Einladung zu einem Diner. 2 Er hatte seinem Hofe 
noch nichts gemeldet, glaubte aber, die ganze Schweiz verurteile das 
Betragen der Luzemer Regierung in diesem Falle. Er bat den Land¬ 
ammann, alles anzuwenden, diesen Streit in Güte zu enden und 
wünschte, daß davon nicht mehr die Rede sei, damit eine unwill¬ 
kommene Einmischung seinerseits vermieden werden könne. Rütti¬ 
mann wußte das Schreiben des Gesandten auszunützen, indem er es 
dem Mitschultheißen Krauer selbst übermittelte, um ihn einzu- 
schüchtem. Doch Krauer ließ sich nicht schrecken ; er machte viel¬ 
mehr dem Landammann Vorwürfe und stempelte ihn zum Partei¬ 
werkzeug 3 : « Von wem darf der Kleine Rat mit mehr Recht erwarten, 
daß er das Wohl des Kantons der Zudringlichkeit eines hartnäckigen 
Ordensgeistlichen vorziehe, als von demjenigen, den der Große Rat 
zum Haupt des Staates erwählt hat, in der Zuversicht, er werde die 
Ehre und das Interesse des Landes vor allem beherzigen ? » Rütti- 


1 18. Dezember. Antwort auf die Note vom 16. November. K. P. d. La. 67, 
Nr. 1146. 

2 16. Dezember. B. A. B. 603, Verhandlungen auswärtiger Staaten mit den 
Bundesbehörden ; Frankreich. 

3 B. A. B. 174 und bei den St. Urban-Akten im St. A. L. 
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mann erwiderte ihm ruhig: «Ich wünsche sehnlich, daß die Regierung 
von Luzern frei von jedem Vorwurf erscheinen möge .... Auf der 
andern Seite verdient die Meinung der Eidgenossenschaft und jene 
des mit uns eng verbundenen Auslands ernstliche Berücksichtigung .... n 
Dem französischen Gesandten aber antwortete Rüttimann, er fühle 
das Wohlwollen und die Wichtigkeit der Eröffnungen Talleyrands. 
Trotz seiner scharfen Vorstellungen an die Regierung hätte er doch 
gewünscht, die äußersten Schritte seinem Nachfolger zu überlassen, 
da dieser freier in seinen Handlungen sein werde. Er aber sei Amt¬ 
schultheiß von Luzern. Die Erwägungen dieser Eigenschaft seien auch 
Erwägungen der Pflicht. Darum möge der Gesandte auf seine besondere 
Stellung Rücksicht nehmen. 1 

Rüttimann sah ein, daß der Kampf doch zu gewagt sei, da ihm 
die Mediationsakte nicht die genügende Handhabe bot und er von dem 
kirchenfeindlichen Frankreich nötigenfalls auch nicht die genügende 
Rückendeckung erwarten durfte. Er konnte mit seinem scharfen 
Auftreten seine eigene Stellung innerhalb der Kantonsregierung aufs 
äußerste gefährden. Im Gefühl dieser Schwäche zog er darum seine 
Hand vorsichtig von der Affäre zurück. 

Seine Stellungnahme brachte ihm aber eine andere noch unlieb¬ 
samere Verwicklung mit seiner Regierung, die in der ganzen Eid¬ 
genossenschaft wegen ihrer bundesrechtlichen Bedeutung lebhafte 
Verhandlungen bewirkte. Der eidgenössische Kanzler Mousson schrieb 
in die «Gemeinnützigen schweizerischen Nachrichten » einen Artikel, 
der das Vorgehen der Luzemer Regierung in mißbilligendem Sinne 
bekannt machte. Diese wollte Mousson zur Verantwortung ziehen, 
und es folgte daraus eine lebhafte Auseinandersetzung zwischen dem 
Landammann und den Mitständen einerseits und der Luzemer Regierung 
anderseits. Mit aller Schärfe mußte Rüttimann das Ansehen der 
Bundesgewalt verteidigen, und nur mit Mühe konnten die Stände 
eine richtige Übergabe der Direktorialgewalt an Freiburg vermitteln. 2 


1 K. P. d. La. 67, Nr. 1272. 20. Dezember. — Talleyrand suchte bei der 
Übergabe in Burgdorf zu vermitteln, doch ohne Erfolg. Er mahnte die Luzemer 
Regierung am 18. Januar 1809 nochmals, die durch ihren üblen Eindruck unan¬ 
genehme Affäre zu beendigen, da doch kein gutes Resultat zu erwarten sei. Die 
Regierung antwortete am 28. Januar: Wenn sie seinen Vorschlag annähme, 
würde sie in den Augen der Welt verächtlich scheinen. 

2 Die Korrespondenz ließ die Regierung in der « Fortsetzung der Dokumen¬ 
tierten Darstellung.» drucken. 
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Rüttimann wurde nachher möglichst jedes Einflusses beraubt und 
1810 nur durch die Vermittlung des damaligen Landammanns von 
Wattenwyl und auf französische Empfehlung hin wiedergewählt. Es 
ist darum begreiflich, daß er bis zur aristokratischen Umgestaltung 
(1814) möglichst wenig Anteil an der Beendigung der St. Urbanaffäre 
und an andern kirchenpolitischen Angelegenheiten mehr nahm. 

Während all dieser Vorfälle und der Gefangenschaft des Abtes 
wurde im Kloster St. Urban von den beiden Regierungskommissären 
der gesamte ökonomische Zustand des Klosters bis ins kleinste Detail, 
soweit das möglich war, untersucht. Eine genaue Rechnung konnten 
auch sie — wie sie der Regierung gestehen mußten — nicht aufstellen. 
Sie standen vor den Schwierigkeiten, die den Abt selbst abgehalten 
hatten, den Befehl der Regierung genau und rechtzeitig zu befolgen. 
Das Rechnungswesen des Klosters war nicht so gut geordnet, daß 
sich nach den fünf Jahren seit der Rückgabe und den Schädigungen 
der Revolutionszeit eine einigermaßen genaue Bilanz ergeben hätte. 
Es mag zugegeben werden, daß der Abt Karl Ambros, der allein den 
Überblick über die gesamte Ökonomie des Klosters haben konnte, 
der Verwaltung nicht diejenige Sorgfalt zuwandte, die unter den 
gegebenen Umständen nötig gewesen wäre. Doch rechtfertigt dieser 
Fehler das schroffe Vorgehen der Regierung noch lange nicht. — Die 
Kommissäre klagten selbst, daß wegen Mangel an geeigneten Personen 
die Arbeiten in den Kanzleien seit mehr als 50 Jahren zurückstehen. 
Daraus schöpften sie den komischen Verdacht: Die verworrene Haus¬ 
haltung habe von jeher den Zweck gehabt, den Regenten den Zustand 
des Klosters zu verheimlichen. So wisse nun das Kloster selbst nicht 
mehr, wie es mit seinem Finanzhaushalt stehe. Die Haltung des 
Gotteshauses und seiner Beamten ihnen gegenüber mußten sie rühmen. 1 
Der Generalbericht vom 16. April konnte am sittlichen Zustande der 
Mönche nichts aussetzen ; er rügte aber die Verschwendungssucht und 
Zwietracht der vielen Bedienten. Auch der wissenschaftliche Zustand 
des Klosters sei vernachlässigt. Am meisten Klagen hatten die Kom¬ 
missäre wegen des ökonomischen Zustandes, namentlich wegen der 
zahlreichen Dienerschaft (41 Bediente). Die Auslagen seien zu groß 
in dieser und jener Beziehung. Die zahlenmäßige Zusammenstellung 
aber ergab bei 411,549 Fr. Bareinnahmen seit 1803, 345,767 Fr. Bar¬ 
ausgaben, also einen Überschuß von 65,782 Fr. Dabei zeigte sich nur 

1 Berichte vom 22. Februar und 23. März 1809. 
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das verhältnismäßig kleine Manko von 2,830 Fr. Wenn daher die 
Kommissäre von einer «sichtlichen Auflösung» reden, ist das wohl 
nicht so tragisch zu nehmen. Übrigens müssen sie selber gestehen : 
«Es ist ferne von uns, die sichtliche Auflösung des ökonomischen 
Zustandes St. Urbans dem jüngeren Zeitalter [also auch dem Abt 
Glutz !] ganz auf die Rechnung zu schreiben, wozu vielmehr der Keim 
in jenen frühem Zerwürfnissen schon aufgesucht werden dürfte, die 
seit 1712 den Zustand des Klosters getrübt haben. » 1 

Jedenfalls rechtfertigte das Ergebnis der Untersuchung die Maß¬ 
nahme nicht, die nun die Regierung gegen den Abt ergriff. Auf die 
Berichterstattung der Kommissäre hin und nach einem persönlichen 
Verhör, das keine «befriedigenden» Aufschlüsse ergab, beschloß der 
Kleine Rat am 28. April 1809 : « Es könne die Verwaltung des Klosters 
St. Urban dem Herrn Karl Ambros Glutz nicht mehr anvertraut 
werden ; jedoch soll dem hoch würdigen Herrn Abt der Wunsch der 
Regierung zu Einreichung einer freiwilligen Resignation kenntlich 
gemacht werden, in welchem Falle das ganze Geschäft in Vergessenheit 
gesetzt und ihm überdies eine ehrenvolle Subsistenz, die er, wo immer 
er wolle, genießen könne, lebenslänglich zugesichert sein soll. » Man 
zauderte also noch, zum letzten Gewaltmittel vor der Öffentlichkeit 
zu schreiten und suchte auf diesem Wege den Abt zur « freiwilligen » 
Abdankung und damit zu einer gewissen öffentlichen Selbstverurteilung 
zu bringen. Doch mündlich und schriftlich erklärte der Abt: « Wenn 
je mein hoher Richter mich strafbar wird erfunden haben, so wolle 
er nach strenger Gerechtigkeit das Endurteil über mich fällen und 
ich werde Gott, den Herrn, preisen und loben. » Er sei verpflichtet, 
dem Papste den offiziell geäußerten Wunsch und den Bericht über 
die Vorgänge zu übermitteln. Als kanonisch gewählter Abt des Klosters 
St. Urban und vom Papste selbst bestimmter Generalvorsteher der 
schweizerischen Zisterzienserkongregation könne er hierin allein den 
päpstlichen Willen befolgen. Übrigens sei eine freiwillige Resignation 
schon deshalb unmöglich, weil er schon seit Monaten ein Gefangener 
sei. 2 

0 

Auf diese bestimmte, kirchenrechtlich begründete Antwort hin 
ergriff der Rat erbost das letzte Gewaltmittel, indem er mit ausführ- 


1 Bei den St. Urban-Akten, Fach XII, Fase. 34. In der « Fortsetzung der 
Dokumentierten Darstellung » nur auszüglich und negativ. 

2 30. April 1809. Meyer an Usteri, 6. Mai. 
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licher Begründung den Abt als abgesetzt erklärte. 1 Die Begründung 
ist deshalb interessant, weil sie eine Rechtfertigung sein will: Der 
Abt habe sich pflichtwidrig und widerrechtlich gegen die Regierung 
betragen und sich an andere Behörden gewendet. Es habe sich beim 
Untersuch der Verwaltung die « höchste Unordnung und ein auffallender 
Mißbrauch der Anwendung dieses geistlichen Gutes gezeigt, wodurch 
der Endzweck dieser frommen Stiftung selbst gefährdet werde.» 
«Eine im Staate angenommene und darin geduldete Gesellschaft, 
deren Haupt eine gänzliche Abneigung gegen die Regierung an den 
Tag gibt und sich außer die Verhältnisse eines den Gesetzen unter¬ 
worfenen Staatsbürgers setzt», sei dem Vaterlande schädlich. Die 
Luzerner Regierung habe «von jeher» ihr landesherrliches Ober¬ 
aufsichtsrecht in kirchlichen Sachen, auch die oberste Polizeigewalt 
durch Verfügungen gegen Äbte von St. Urban ausgeübt. 2 Vermöge 
des kirchlichen Schutzrechtes des Staates habe die Regierung die 
Pflicht, über die Erhaltung der Klostergüter zu wachen, nach der 
Vermittlungsakte den Klöstern aber die Verwaltung ihrer Güter zu 
überlassen. Alle Verfügungen wegen St. Urban haben nur beabsichtigt, 
durch Erhaltung seines « Fonds » « die Existenz des Instituts für jede 
Zeit zu sichern, in die innere Verwaltung Ordnung und weisliche Haus¬ 
haltung zu bringen, das Kloster so viel möglich zu seinem ursprüng¬ 
lichen Zweck .... zurückzuführen und dasselbe infolge eines .... 
auf der Tagsatzung in Bern unterm 25. Heumonat 1804 angenommenen 
Grundsatzes und nach dem eigenen Wunsche seiner Konventualen 
für den Staat und die Kirche wahrhaft nützlich zu machen. » 

Aus diesen Gründen verordnete die oberste Verwaltungs- und 
Polizeibehörde « mit besonderer Schonung der kirchlichen Person » (!) 
des Abts: Dieser habe das Zutrauen der Regierung verloren und werde 
künftig nicht mehr als Vorsteher des Klosters St. Urban anerkannt; 
auch der Wiedereintritt in das Klostergebäude zu St. Urban sei ihm 
verboten. Aus Rücksicht auf die eingelangten Empfehlungen solle 
der Abt trotz Widersetzlichkeit und Gehorsamsverweigerung nicht 
dem ordentlichen Richter überwiesen werden. Solange kein neuer 
Abt gewählt sei, der das Zutrauen der Regierung habe, könne der 


1 4. Mai 1809. Kl. R..P. und Akten. 

2 Auch die « Dokumentierte Darstellung .... » sucht in einem « historischen » 
Vorwort anhand von vortridentinischen Akten oder aus den geschilderten ähn¬ 
lichen Streitigkeiten ein historisches Recht abzuleiten. 
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Konvent eine Verwaltungskommission bestimmen, und diese solle 
einen Entwurf zur bessern Einrichtung der Klosterökonomie zur 
Genehmigung ausarbeiten. Für angemessenen Unterhalt des abge¬ 
setzten Abtes soll nach Genehmigung der Regierung gesorgt werden. 
Unter der Voraussetzung, daß siel) das Kloster dem Vaterlande 
nützlich mache, wurde ihm und seinen Mitgliedern der landes¬ 
herrliche Schutz zugesichert. 

Rüttimann, der schon am 5. April auf endliche Erledigung der 
Angelegenheit gedrungen hatte 1 , meinte: Der Abt habe für seinen 
Fehler während einer fünfmonatlichen Einsperrung genug gelitten ; 
er solle ins Kloster zurückkehren. Die Regierung könne dann, vereint 
mit ihm die notwendigen ökonomischen Verbesserungen finden. Seiner 
gemäßigten Stellung schlossen sich noch Balthasar, Pfyffer, Felber 
und Bachmann als Minorität an. 2 

Der Abt konnte nun sein Gefängnis verlassen ; er begab sich auf 
den Landsitz Wolfwil im Kanton Solothurn, anderthalb Stunden von 
St. Urban entfernt. Das Kloster bot ihm das Schloß Herdem im 
Thurgau als Sitz an und erhielt von der Regierung das Versprechen 
jährlicher Zuschüsse. 3 Am 16. September 1809 erließ der Kleine Rat 
eine Verordnung über die Klosterverwaltung. 

Auf die Berichte des Abtes selbst erließ der Papst am 24. Juni 
1809 ein Breve an den Landammann d’Affry. 4 Pius VII. sagt darin, 
die Luzemer. Regierung habe durch das « Attentat» auf den achtens¬ 
werten Abt zu frühem Schädigungen der Kirche jetzt die größte gefügt 
und einen gewalttätigen Angriff auf die Rechte des apostolischen Stuhles 
und die kirchliche Immunität unternommen. Der Heilige Vater erhebt 
Protest gegen die Verletzung der geistlichen Würde des kirchlichen 
Gutes und der kirchlichen Immunität. Die Luzerner Magistraten 
haben sich den Zorn Gottes und die Strafen der Kirche zugezogen, 
doch seien unter ihnen auch solche, die dem Vorgehen opponiert haben. 


1 Protokollerklärung : Kl. R. P. vom 5. April 1809. 

2 Kl. R. P. vom 4. Mai 1809. Eigenhändige Notizen Rüttimanns bei den 
St. Urban-Akten. — Frau R. an Usteri, 7. Mai 1809: 0I,e proc6s du Prelat 
est termin6 de la mannWre la plus odieuse .... Le fait est que le Pr 61 at pendant 
toute sa proc6dure s'est comporte avec la plus grande dignit6 et comme un 
homme d’un Esprit parfait.» 

3 Das Kapitel an den Kl. R., 21. Mai und 9. Juni 1809. 

4 Amtliche Übersetzung und Kopie im St. A. L. bei den St. Urban-Akten. 
Meyer an Usteri, 2. September: « Das päpstliche Breve verursachte große Ver¬ 
legenheit. » 
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Der Papst bittet den Landammann, das Breve den übrigen katholischen 
und den paritätischen Orten mitzuteilen. Das Urteil gegen den Abt 
erklärt er für null und nichtig. Von dieser päpstlichen Verurteilung 
hörte auch das Volk und redete darüber, sodaß sich die Regierung 
veranlaßt sah, die Nachrichten, sie habe das Breve erhalten, zu demen¬ 
tieren. Sie konnte aber damit den kirchlichen Rechtsstandpunkt nicht 
entkräften. Beide Angelegenheiten haben erheblich dazu beigetragen, 
die Kirchenpolitik der Folgezeit zu erschweren und unfruchtbarer 
zu machen. Das sehen wir namentlich in der Bistumsangelegenheit. 

III. Die Diözesanfrage. 

Vergebliche Einigungsversuche. 

Während die Kirchenpolitik zur Mediationszeit in Luzern durch 
die beiden behandelten Angelegenheiten hauptsächlich beschäftigt und 
charakterisiert wurde, fällt die Diözesanfrage in ihren wichtigsten 
Momenten, in die Zeit der Restauration. Luzern, wo die Regierung 
1814 zwar aristokratisch wurde, doch die gleichen politischen Grund¬ 
sätze vertrat, spielte im ganzen Geschäft eine hervortretende Rolle. 
Daher kam auch Rüttimann, der nun nach jahrelanger Opposition 
zum Steuerruder griff, in den Vordergrund. Wir können hier seine 
politische Haltung besser erkennen als in der Mediationszeit. 1 

Schon während der Helvetik war der Gedanke der Errichtung 
eines Nationalbistums wieder aufgegriffen worden. 2 Die Säkulari¬ 
sation des Bistums Konstanz durch den Reichsdeputationshauptschluß 
vom 23. Februar 1803 gab einen neuen Anstoß. Auf Tagsatzungen 
und katholischen Konferenzen wurde die Frage nun viel besprochen. 

1 Schon unter Bischof Christophorus von Konstanz (1548-61) sollen nach 
dem Chronisten Merck (1627) die katholischen Orte ein eigenes Bistum geplant 
haben. Als Sitz wäre Einsiedeln in Betracht gekommen. Doch sei es dem Bischof 
mit Hilfe des Rats von Luzern gelungen, das Vorhaben zu verhindern. — Der 
Nuntius Paravicini führte nach dem Konzil von Trient längere Unterhandlungen 
mit Luzern wegen Errichtung eines apostolischen oder eines bischöflichen Vikariates. 
Gleichzeitig regte er in Rom ein schweizerisches Bistum an. Als geeignete Sitze 
kamen St. Urban, Beromünster und hauptsächlich St. Gallen in Betracht, also 
Orte, die auch im 19. Jahrhundert als Bistumssitze genannt wurden. — Durch 
das Konkordat mit dem Bischof von Konstanz (1605) wurde für Luzern ein 
Kommissär auf den Dreiervorschlag des Rates vom Bischof ernannt. Auch die 
übrigen katholischen Orte erhielten Kommissäre. (Mayer, a. a. O., I, 311, II, 144.) 
— Quellen und Literatur zu diesem Abschnitt siehe bei der Einleitung, p. 2, Note 1. 

2 Vergl. die nähern Ausführungen über die Vorfrage bei Fleischlin 
• Fr. B. Göldlin », a. a. O. 
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— Die liberalen Politiker wünschten ein einziges Nationalbistum, 
während kirchlich gesinnte Kreise mehrere Bistümer unter einem 
Metropoliten vorzogen. Von Anfang wurde das gemeinsame Vorgehen 
durch die kantonalen Bestrebungen durchkreuzt. Solothurn erstrebte 
die katholische Vorortschaft, Luzern war damit beleidigt und auch 
dadurch, daß Uri seit der Revolution die katholischen Vorortsgeschäfte 
führte. Auf der Tagsatzung in Basel 1806 erklärte Luzern, es bleibe 
solange es könne bei Konstanz und sehe die Notwendigkeit einer 
Trennung nicht ein. Den Luzemer Magistraten war ja Wessenberg, 
der eigentlich das Bistum leitete, so bereitwillig entgegengekommen, 
daß sie allen Grund hatten, keine Änderung zu wünschen. — Als das 
neue Seminar auf Grund des Konkordates von 1806 eingerichtet war, 
mußten die Urkantone ihre Theologiestudenten nach Wessenbergs 
Verordnung entweder in dieses oder nach Meersburg schicken. Weil 
an beiden Orten die Lehrer im Geiste Wessenbergs wirkten — in 
Luzern namentlich Th. Müller und seit 1812 der von Rom zensurierte 
Karmelitermönch und rationalistische Exeget Dereser — weigerten 
sich schließlich die Urkantone, das Seminar zu beschicken und ließen 
ihre Söhne in Einsiedeln studieren. Mit erhöhtem Eifer drangen sie 
nun auf Lostrennung. Übrigens gab es in Luzern selbst auch Geistliche, 
die den Kampf gegen die wessenbergische Richtung aufnahmen und 
für die Ablösung redeten. Das waren namentlich die Sailerschüler 
Gügler und Widmer, auch Franz Geiger. Hinter sie stellte sich die 
alte romtreue Geistlichkeit. 

Die Urkantone verlangten am 22. Januar 1813 beim Nuntius 
dringend die Lostrennung von Konstanz, um dem «aufgeklärten 
Despotismus» Wessenbergs zu entgehen. Der Nuntius machte den 
Mittel Vorschlag, Dalberg möchte Wessenberg entlassen und einen 
schweizerischen Generalvikar in der Person des Propstes von Bero¬ 
münster, Fr. B. Göldlin, bestellen. — Dalberg kam im November 
1813 auf der Flucht vor den alliierten Heeren nach Zürich. Er versprach 
den Gesandten von 10 Ständen (ohne Luzern, Zug und Aargau), den 
Willen des Papstes zu befolgen, und stimmte beim Besuch des Nuntius 
im Dezember der Ernennung Göldlins zum Generalvikar zu. 1 Doch 
wagte er die Vollziehung aus Rücksicht auf Wessenberg nicht. — Dieser 

1 Meyer an Usteri, 15. Dezember 1813. Keller an Usteri, 8. Februar 1814 : 
« Der Teufel hole die Gemütlichkeit Dalbergs und der liebe Gott gebe ihm dafür 
eine größere Dosis von Ehrlichkeit. Es ist wahrhaft infam, was der alte Geck 
treibt oder mit sich treiben läßt.: *» 
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war selbst in Luzern gewesen und hatte die Regierung in ihrer Haltung 
bestärkt. Luzern hielt sich denn auch mit Solothurn, Aargau und 
Thurgau von der Konferenz in Zürich (Juni 1813) fern. — Im Juli 
redete Krauer in einer Konferenzsitzung für Dalberg und Wessenberg 
lind gegen den Nuntius. Doch fand der Trennungsstandpunkt im 
Luzerner T. Rate selbst nach und nach Anhänger, namentlich durch 
die Schwäche Dalbergs! 

Wenn auch die durch den Staatsstreich vom 16. Februar 1814 
entstandene aristokratische Regierung von Luzern vorerst ihr Ansehen 
nicht durch offene Fortsetzung der romfeindlichen Kirchenpolitik 
ihrer Vorgänger aufs Spiel setzen wollte, so waren doch ihre liberalen 
Häupter — vorab Keller und Amrhyn, bis zu einem gewissen Grade 
auch Rüttimann — des gleichen Geistes Kinder. Die Klugheit gebot, 
auf Volk und Geistlichkeit Rücksicht zu nehmen. Diesen scheinbaren 
und vorläufigen Kurswechsel bewirkte nicht zuletzt Rüttimann, der 
ja immer eine gewalttätige Politik zu verhüten suchte. Der Wechsel 
in der kirchenpolitischen Taktik äußerte sich schon 1814 in der Ent¬ 
lassung Deresers, dessen Lehrtätigkeit der Nuntius bestimmt verurteilt 
hatte. Der T. Rat ersuchte Dalberg, sein Versprechen für Einsetzung 
Göldlins als Generalvikar einzulösen. Als er zögerte, trat Luzern 
dem Trennungsbegehren der andern Stände (ohne Zug und Aargau), 
das diese am 14. April 1814 an den Heiligen Vater richteten, bei. 
Nicht zuletzt war bei dieser Haltung die Absicht treibend, Uri die 
katholische Vorortsstellung wieder abzunehmen. 

Am 31. Dezember 1814 übergab der Nuntius Testaferrata dem 
katholischen Vorort Uri ein päpstliches Breve vom 7. Oktober 
(Jucundissima Nos), das die Zustimmung zur Trennung von Konstanz 
mit den Vorbedingungen für die Errichtung eines neuen Bistums 
enthielt. Gleichzeitig ernannte der Nuntius Fr. B. Göldlin vorläufig 
zum apostolischen Vikar, und am 1. Januar 1815 teilte Testaferrata 
der Geistlichkeit die vollzogene Trennung von Konstanz mit. Luzern 
veranlaßte ein Dankschreiben der Diözesanstände (ohne Aargau). 
Damit war die Trennung vollzogen, unter starker Mithilfe Luzerns, 
das sich doch unter der vorigen Regierung auf der Tagsatzung in 
Zürich 1813 noch gegen eine Vermehrung der schweizerischen Bistümer 
und damit des hierarchischen Einflusses bestimmt ausgesprochen 
hatte. Die Diözesan-Kantone unterstellten sich endlich, nachdem ihre 
Bedenken wegen eines provisorischen Bistumsverwesers durch eine 
Erklärung der Nuntiatur beschwichtigt wurden, der neuen Anordnung. 
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Die Gegenaktion Wessenbergs und seines Domkapitels hatte keinen 
Erfolg. 

Nachdem nun die Loslösung von Konstanz vollzogen, handelte 
es sich darum, den Weg zur Neuordnung der Bistumsverhältnisse 
auf Schweizerboden zu finden. Vorerst ersuchte Uri immer noch, 
unter dem Protektorat des Nuntius eine Konferenz auszuschreiben. 
Rüttimann schreibt auf die bezüglichen Mitteilungen von der Tagsatzung 
aus, am 7. Januar 1815 : «Ich bedaure innig, daß dieser Zankapfel 
unter uns geworfen worden. Uri soll nun wieder ausschreibender 
katholischer Kanton sein ; die Nuntiatur scheint es so eingeleitet 
zu haben. Unsere Geistlichkeit wird sich bald parteien und auf das 
Volk in diesem oder jenem Sinne einwirken. Doch ich traue auf das 

kluge und weise Benehmen meiner hohen Regierung -» 1 Die 

Vorortsteliung Uris war ihm also ein Dorn im Auge. Um der Regierung 
im Volke und in der Eidgenossenschaft mehr Ansehen und einen 
großem kirchenpolitischen Einfluß zu sichern, schien ihm wohl die 
Vorortschaft Luzerns unbedingt erwünscht. Er suchte durch Be¬ 
sprechungen mit Gesandten das Seine zur Lösung beizutragen. Recht 
bestimmt und offen erklärte er sich am 15. Januar dem Staatsrat 
gegenüber, gegen die bisherige Zauderpolitik : «Den Entschluß, den 
die Regierung gefaßt, ja keine Übereilung sich zu schulden kommen 
zu lassen, habe ich von Ihrer Weisheit erwartet. Soll aber Luzem nur 
eine Mittelstellung annehmen ? War es nicht vielmehr sein Beruf, 
als Vorort der Katholizität einzugreifen und dem Ganzen von ihr aus 
unmittelbar die Leitung zu geben ? Hätte kein Mißverständnis zwischen 
ihm und der Nuntiatur obgewaltet, es würde es getan haben. Kann 
also dieses Mißverständnis nicht gehoben werden ? Woher rührt es 
im Grunde ? Daß man das Konkordat [Wessenbergs] nicht aufgehoben. 
Ich gestehe Ihnen, daß nach meiner schwachen Ansicht ich mit Auf¬ 
hebung desselben nie so lange würde gezögert haben. Es trägt zu sehr 
das Gepräge der abgetretenen Regierung und führt das Motto : « Bona 
aliena largiri libertas vocatur. » Die Rechte der Regierung selbst 
ziehen dabei den Kürzem. Es war dazu geeignet, dem Bischof und 
seinem Commissarius eine Prepo[n]denz zu geben, von der wir schon 
Proben gehabt haben. Im Großen Rat der Mediation durfte über 
bischöfliche Angelegenheiten kein freies Wort mehr gesprochen werden. 
.... Aber lassen wir das Vergangene und gehen wir vom Gesichtspunkt 


1 St. A. L., Fach I, Fase. 20. 
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aus, wo wir jetzt stehen : Der Heilige Vater hat uns seinen Vicarius 
Apostolicus ernamset. Was ersterer gelitten, wie er sich um die katho¬ 
lische Religion verdient gemacht, ist bekannt ; das Lob [des] Herren 
Pröpsten Göldlin machen Sie selbst. Nicht unbekannt ist Ew. Hwg., 
welchen w'armen Anteil S. E. Herr Nuntius an unserer Wiedergeburt 
genommen und sich bei allen fremden Ministern kräftig ausgesprochen 
hat ! Sollen wir dies nicht im Andenken behalten ? Und sollte es der 
Regierung von Luzern nicht ein Leichtes sein, mit diesen würdigen 
Männern das zu verabreden, was der Religion und unserm Kanton 
frommen könnte ? Unsere Konferenz in Zürich, wenn auch eine statt 

hat, wird zu nichts führen- Eine Konferenz in Luzern selbsten, 

verabredet mit S. E. Herren Nuntius und dem Vicarius Apostolicus 

scheint mir gedeihlicher-» 1 — Das ist scheinbar eine wesentlich 

kirchenfreundlichere Sprache, als die der Kommiss.-Gutachten von 
1805 und 1806. Wir müssen aber aus obigen Äußerungen entnehmen, 
daß Rüttimann wohl bereit war, das Konkordat von 1806 zu opfern, 
daß er das aber nicht in erster Linie aus Grundsatz, sondern aus kirchen¬ 
politischer Opportunität tun w-ollte, um das größte Hindernis der 
traditionellen katholischen Vormachtstellung Luzerns und einer 
günstigen Lösung der Diözesanfrage zu beseitigen. Immerhin ist dieses 
Zeugnis eines der « Väter » des Konkordates beachtenswert und würft 
ein Blitzlicht auf die damalige innerpolitische Lage. — Nicht minder 
bezeichnend ist die Antwort des Staatsrates, die ausführt, daß Streitig¬ 
keiten mit der Nuntiatur immer unangenehm gewesen seien, der 
Nuntius sich aber trotzdem nicht über Luzern zu beklagen habe. Aus 
Ehrfurcht vor dem Heiligen Vater und aus Hochachtung vor der 
Religion habe man öftere empfindliche Zurücksetzung verschmerzt. 
Der Nuntius habe sich nicht über die « feindseligen Einflüsterungen 
seiner Umgebung » hinwegsetzen können. 2 Aber auch jetzt wolle man 
eine Annnäherug versuchen, wenn man Entgegenkommen finde. Der 
eigentliche Grund des Mißverständnisses wird nicht im Konkordat 
von 1806 gesucht, sondern in der versuchten Durchsetzung des schärfern 
kirchlichen Systems der römischen Kurie ; die Staaten müssen darin 
den Untergang ihrer landesherrlichen Rechte sehen. Doch ist auch 
der Staatsrat der Ansicht, daß das Konkordat «seinerzeit aufhören 
müsse ». Aber man dürfe es nicht zu früh aufheben, weil während 

1 15. Januar 1815, St. A. L.. Fach IX, Fase. 2. 

2 Ganz die Sprache des Mediationsschultheißen Krauer in seiner Großrats¬ 
rede von 1807 ! s. vorn. 
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beinahe 30 Jahren wohl niedergerissen, aber nichts Neues an seine 
Stelle gesetzt wurde. Übrigens habe das Konkordat «neue Verhält¬ 
nisse geschaffen, die tief in den Zustand und die Ansichten des Volkes 
eingreifen, und die auch einen nicht unbedeutenden Anhang bei einem 
Teil der Geistlichkeit selbst finden». Eine Neuordnung wird vom 
künftigen Nationalbischof in Verbindung mit den Landesherrn erhofft. 1 
Auch die neuen Gewalthaber konnten sich nicht von den traditionellen 
staatskirchlichen n Hoheitsrechten » und dem Konkordat der gestürzten 
Vorgänger trennen und befolgten also im Grunde die gleiche Kirchen¬ 
politik, nur mit mehr Vorsicht und Diplomatie. — Rüttimann riet 
dann seiner Regierung, bis zur Zusammenkunft einer katholischen 
Konferenz sich mit Propst Göldlin, den er sehr schätzte, zu beraten 
und dann ihrerseits ein Projektschreiben an den Papst den Ständen 
vorzulegen. 2 Göldlin lehnte aber eine Besprechung über die Bistums¬ 
gestaltung ab, weil er mit der Regierung nicht harmonierte. — Am 
13. Februar erteilte der T. Rat der Gesandtschaft neue Instruktionen 
für die geistlichen Angelegenheiten im Sinne der Mithilfe bei Konferenz¬ 
beratungen. Ohne die vermittelnde Stellung aufzugeben, solle der 
Gesandte dafür reden, daß eine Konferenz in Luzern abgehalten werde. 
Er möge mit seinem ganzen Einfluß eine Trennung der Bistumsständc 
verhüten. Der apostolische Vikar soll von allen anerkannt und vom 
Fürstbischof der Verzicht auf alle schweizerischen Bistumsrechte 
erbeten werden. Staatsrechtlich müsse bei den Unterhandlungen vor 
allem die Wahrung der bisherigen Freiheiten verlangt werden. 3 Auch 
der Restaurationsregierung erschien — wie ihrer Vorgängerin — eine 
Vermehrung der Bistümer auf einem kleinen Raum in politischer Hin¬ 
sicht gefährlich und in ökonomischer vielleicht sogar unausführbar. 4 
Das päpstliche Antwortbreve auf das Dankschreiben der Stände, das 
am 9. August durch den Nuntius überreicht wurde und nur jene Frei¬ 
heiten anerkannte, welche die Stände durch kirchliche Gesetze und aus 
der Hand des Papstes erhalten hatten, erregte in Luzern unangenehme 
Gefühle. Der Säckelmeister Meyer spricht den Ärger der Staatskirchler 
offen aus : « Es weht jenseits der Gebirge ein erbärmlicher Geist, der 
die Seligkeit und das Heil in das 13. Jahrhundert zurückzusetzen sich 


1 Staatsrat an Rüttimann, 15. Januar 1815. St. A. L., Fach IX, Fase. 2. 

2 An den Staatsrat, 1. Februar. St. A. L., Fach I, Fase. 20. 

3 Instruktion, St. A. L. Fach IX, Fase. 2. 

4 Meyer an Usteri, 14. Februar 1815. 
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bestrebt und darüber alles aufs Spiel zu setzen wagt. » 1 Auch die 
unentschlossene Haltung der Urkantone machte dem Vorort Sorgen. — 
Die Regierung kam mit dem Nuntius und dem Generalvikar in 
ernstliche Kollisionen. Weil Göldlin streng kirchlich gesinnt war, 
wuchs bei ihr die Abneigung gegen das Provisorium. Auch Rüttimann 
soll Göldlin anläßlich einer Beschwerde über Preßangriffe heftig auf 
sein bisheriges Benehmen aufmerksam gemacht und ihn beschuldigt 
haben, er habe die in der Revolution bewährte Geistlichkeit herab¬ 
gewürdigt und wolle das Gelingen eines Nationalbistums vereiteln. 2 
Man war nervös geworden, weil das treue Kirchenturn in zähem Kampf 
zusehends an Boden gewann und weil mit aller Diplomatie und schönen 
Worten die kirchlichen Grundsätze nicht verrückt werden konnten. 
Endlich war man durch mühsame Unterhandlungen so weit gelangt, 
daß Luzern am 29. November die Diözesanstände zu einer Konferenz 
berufen konnte. 3 

In der wohl von Rüttimann inspirierten Instruktion vom 5. Januar 
bestrebte sich Luzern, das Religiöse bei den Unterhandlungen möglichst 
unberührt zu lassen und nur das Organisatorische und Finanzielle zu 
berücksichtigen. Am 10. Januar 1816 eröffnete Rüttimann als Präsi¬ 
dent die Versammlung mit einer Ansprache. Er betonte namentlich 
das Unzulässige des provisorischen Zustandes. Nicht nur politische, 
sondern auch religiöse Erwägungen erfordern eine baldige Regelung ; 
es sei der Wunsch der gesamten Geistlichkeit. Auch der Nuntius lege 
Wert darauf, die Angelegenheit vor seiner baldigen Abreise zum 
Ziele geführt zu sehen. Mit berechnetem Optimismus schilderte Rütti¬ 
mann die günstigen Vorbedingungen : allseitiges Interesse für das 
Kirchliche, politische Ruhe und gutes Einvernehmen der Stände. 


1 Meyer an Usteri, 22. August 1815. 

2 Pfarrer Businger an Jos. Ant. Balthasar, 28. August 1815. B. B. L. Brief¬ 
wechsel Balthasars. Im übrigen hielt sich Rüttimann in dieser Angelegenheit 
noch möglichst zurück. Er war nicht erfreut darüber, daß ihm die Führung der 
katholischen Ansprüche instruktionsweise Überbunden wurde und fühlte seine 
Kraft nicht zureichend, diese Geschäfte zu führen. Darum bat er am 20. Februar 
im T. Rat, daß dieser Auftrag geschicktem Händen anvertraut werde. (T. R. P. 
1815, 20. Februar.) Er erhielt einige Tage Urlaub und bewirkte während seiner 
Anwesenheit in Luzern, daß sein Stand beantragte, die katholische Konferenz 
solange zu verschieben, bis das Ergebnis in Wien bekannt und die Tagsatzung 
aufgelöst sei. I. M. Mohr an Usteri, 28. Februar 1815, C. B. Z. V, 478. 

3 Vergl. über die Konferenz das Protokoll über die Verhandlungen der 
katholischen Konferenz zu Luzern, im Jänner 1816 (gedruckt). St. A. L., Fach IX, 
Fase. 3. — Bericht Rüttimanns im T. R. P. 1816, 19. Januar. Rüttimann rühmte 
besonders die Mitarbeit Meyers und Amrhyns. Tillier, II, 31. 
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Der Grundstein zum neuen Bistüm sei schon gelegt. 1 Garantien biete 
auch der «edle durch Unglück gekräftigte Charakter» des Heiligen 
Vaters und die Person Testaferratas. Nach dieser Ansprache wurde 
eine Gesandtschaft an den Nuntius bestimmt. Doch die Gegensätze 
trafen schon in der zweiten Sitzung wegen der Vereinigung zu einem 
Gesamtbistum scharf auf einander. Rüttimann, als Präsident und 
Luzemer Gesandter, äußerte sein Bedauern darüber, daß die bisherigen 
Eröffnungen nur die Aussicht bieten, daß die Konferenz sich zum 
größten Aufsehen resultatlos auflöse; Luzern glaube, die Schweiz 
solle unabhängig, ohne fremden Einfluß und ohne Rücksicht auf die 
äußern Verhältnisse, diese Angelegenheit ordnen. Durch Zersplitterung 
entstehen bedeutende Nachteile. — Luzern schlug nun eine Kom¬ 
mission zur Begutachtung der Bistumseinrichtung vor, die aus Rütti¬ 
mann, den Landammännem Epp, Weber und Zeiger und dem Säckel- 
meister Meyer zusammengesetzt wurde. In der dritten Sitzung refe¬ 
rierte Meyer über die mit der Nuntiatur verabredeten Kommisions- 
Vorschläge. Das weitere Vorgehen wollte man nach Beratung in den 
Kantonen an Hand dieser Vorschläge besprechen. Mit einer vierten 
Sitzung, die sich mit der Wiederherstellung des Kollegiums Carlo 
Borromeo beschäftigte, schloß die ergebnisarme Konferenz. 2 

Nun begannen die langen Streitigkeiten über die aufgestellten 
Organisationsentwürfe und die Bischof sitze. Solothurn propagierte 
ein Bistum Solothum-Basel, mit Sitz in Solothurn. Bern verlangte 
als Residenz Pruntrut und brach die Verhandlungen mit Solothurn 
ab. Aargau forderte ein einziges Bistum Basel oder Windisch. — Am 
30. Oktober kam als neuer Nuntius Carlo Zeno. 

Vorher trat Rüttimann auch auf der Tagsatzung in Zürich in 
kirchenpolitischer Angelegenheit hervor. Rüttimann stellte sich am 
16. Juli 1815 bei den Verhandlungen über das Begehren auf Wieder¬ 
herstellung der Abtei St. Gallen mit Müller Friedberg an die Spitze 
der Gegner des Abtes Pankraz und der römischen Bistumspläne in 
St. Gallen. Er warnte nach seiner bestimmten Instruktion vor neuen 
«hierarchischen Anmassungen », die schließlich bis ins 16. Jahrhundert 

1 Er denkt hier wohl an ein Nationalbistum mit Sitz in Luzern. 

s Über die Wiederherstellung des Kollegiums siehe Wymann : « Die schweize¬ 
rischen Freiplätze in den erzbischöflichen Seminarien Mailands .... » Monatrosen, 
44, 1900. Es begannen namentlich seit 1818 Verhandlungen mit Österreich 
deswegen, die aber erst am 19. August 1840 mit einem Vertrag abgeschlossen 
wurden. 
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zurückgehen könnten. Die Wiederherstellung der Abtei könne mit 
frühem Tagsatzungsbeschlüssen, mit dem neuen Bundesvertrag und 
mit den Wiener Erklärungen nicht vereinbart werden. Das Kloster 
oder Regularbistum St. Gallen würde die Ruhe der Kantone und damit 
auch der Schweiz gefährden. 1 Aus diesen Voraussetzungen heraus 
wuchs der Antrag, das päpstliche Ansinnen abzulehnen. Elf einhalb 
Stände stimmten denn auch für sofortige Ablehnung. 

Unterdessen bestrebte sich Rom, die kirchliche Verwaltung der 
Schweiz zu dezentralisieren, um sich den Einfluß sicherer zu wahren. 
Auch Bern trat dafür ein ; Luzern wurde unter der Hand bearbeitet, 
ein eigenes Bistum zu errichten. Indem ein Teil der Geistlichkeit 
hiefür eintrat, entstand im Klerus selbst eine Spaltung. Die Regierung 
hütete sich bei den Verhandlungen mit den geistlichen Behörden und 
im jetzigen Meinungsstreite wohl, «das widrige Wort kanonisch» 
zu gebrauchen, weil sie klar erkannte, daß ihre sog. kirchlichen Rechte 
gefährdet seien, wenn die kirchlichen Organe nur auf dem Boden des 
Tridentinums und mit seiner ausdrücklichen Anerkennung verhandeln 
wollten. 2 Luzern fing gegen Ende 1816 an, sich Bern, von dem es sich 
stark entfernt hatte, wieder zu nähern. Es erreichte, daß Bern zur 
nächsten Konferenz einen Gesandten ad audiendum sandte. — Der 
Nuntius wünschte eine Note zu erhalten, mit Vorschlägen der Regierung. 
Rüttimann verzögerte dieses Geschäft dem Anscheine nach absichtlich, 
um das Unangenehme seinem Nachfolger zu überlassen. 3 Doch ging 
die Note noch am 21. Dezember ab. In einer Gegennote wünschte 
der Nuntius eine mündliche Unterredung. Er erhob Einwendungen 
gegen den Entwurf der Konferenz, so wegen der Bischofswahl, der 
Einrichtung des Seminars, den Diözesanfonds und die sog. kirchlichen 
Freiheiten der Schweiz. 4 Da die Streitpunkte sich nur vermehrten, 
beschloß der Staatsrat am 17. März 1817, den Notenwechsel einzustellen. 
— Die vorsichtige Haltung, die Rüttimann in diesem zähen Streite 


1 Als Abt Pankratius im August 1815 in Luzern weilte, ließ er sich mehrere 
Male bei Schultheiß Rüttimann anmelden, wurde aber nie vorgelassen. — 
J. M. Mohr an Usteri. 24. August 1816. öchsli, II, 432. Auch Rüttimanns 
Haltung in dieser Angelegenheit zeigt, wie sehr er das traditionelle Staats- 
kirchentum vertrat und wie wenig Rücksicht er, wenigstens amtlich, auf den 
kirchlichen Standpunkt nahm. 

2 Meyer an Usteri, 13. Juli 1816. 

3 Meyer an Usteri. 16. Dezember 1816. 

4 Meyer an Usteri, 27. Februar 1817. 
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bisher eingenommen, trug ihm — mit Unrecht — von den borniertesten 
Josephinisten den Verräternamen Alcibiades ein. 1 Wohl auf seine 
Anregung besprach sich nun ein Ausschuß des Staatsrates mit der 
Geistlichkeit, die aber vor allem die Aufhebung des Konkordates 
von 1806 verlangte. Die Gemäßigten und Kirchentreuen vermochten 
einen Bruch mit der Nuntiatur zu verhindern. 

Um so oder anders die Angelegenheit zum Entscheid zu bringen, 
schrieb Luzern eine neue Konferenz aus, mit dem Programm und den 
Grundsätzen des letzt jährigen Konferenzgutachtens. Im Mai 1817 
traten die Diözesanstände in Luzern zusammen. Da der Vorsitzende 
Amtschultheiß erkrankte, wurde das Präsidium vom T. Rat ein¬ 
stimmig Rüttimann übertragen. 2 Es wurde nach Rücksprache mit 
dem Nuntius ein zweites Kommissions-Gutachten angenommen und 
den Ständen zur definitiven Entschließung mitgeteilt. — Eine Einigung 
war auch jetzt nicht zu Stande gekommen ; vielmehr wurde der Gegen¬ 
satz zwischen Bern und Solothurn immer schärfer. Das Nationalbistum 
hatte nach der bestimmten Ablehnung durch den Nuntius die Aussicht 
auf Verwirklichung verloren. Umsomehr drängte aber Amrhyn, der 
die Leitung der Geschäfte hatte, auf eine kräftige Haltung dem Nuntius 
gegenüber. 

Gleichzeitig wurde, wie schon erwähnt, eine Annäherung zwischen 

Bern und Luzern immer offensichtlicher. Das zeigte sich namentlich 

auf der Tagsatzung in Bern, wo Rüttimann, der immer eine Vorliebe 

für das aristokratische Bern hatte, als Gesandter mit Eduard Pfyffer 

lebhaft für ein Zusammenarbeiten wirkte. Am 12. Juli berichtet er 

seinem Amtskollegen Amrhyn : Über die bischöflichen Angelegenheiten 

habe das Ratsmitglied Kilchsperger einige Gedanken ausgesprochen. 

Wenn sich neue Schwierigkeiten ergeben, so sei man in Bern bereit, 

mit Luzern anzuknüpfen. Ein schicklicher Bischofssitz wäre dann 

St. Urban ! «Ich antwortete für dermal nichts. Sei es, da ich müde bin, 

* 

den Bischof hereinzutragen ; hauptsächlich aber, weil ich glaube, 


1 Oberst Göldlin an Amrhyn, 14. März 1817. St. A. L., Fach IX. Fase. 4. 
« Wahrlich, wahrlich, ich bekenne Dir, Rüttimann kommt mir von Tag zu Tag 
auffallender vor. Je le repette : c’est notre Alcibiade ....» 

2 T. R. P. 1817, 19. Mai. Nach der 3. und letzten Sitzung der Konferenz 
erstattete Rüttimann im T. Rate am 24. Mai Bericht. — Wenn er des Verrates 
an der Regierungssache verdächtig gewesen wäre, hätte man ihm kaum dieses 
Vertrauen geschenkt. 
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vor allem die Gesinnungen der Diözesanstände von Basel, Solothurn 
kennen zu müssen. Aargau, das für uns wichtig ist, weiß selbst nicht 
recht, woran es ist. » Über die eigenen Bistumsbestrebungen St. Gallens 
hielt er sich stark auf. 1 — Am 19. Juli berichtet Rüttimann weiter : 
Der Legationsrat Kilchsperger habe eine zweite Unterredung gewünscht. 
Sie fing damit an, daß man Rüttimann die Instruktion des Standes 
Bern bekanntgab. Diese beabsichtigte, falls der Bischof nicht seinen 
Sitz in Pruntrut erhalte, mit Luzern anzubinden. Das «zweideutige 
Benehmen » des römischen Hofes habe nicht erbaut. Ein katholischer 
Stand sei besser geeignet, den « Anmaßungen des Stuhles Petri» zu wider¬ 
stehen usw. Vor allem aber müsse die Tagsatzung den Fortbestand des 
Bistums Basel anerkennen. «Und warum das, fragte ich, wenn es Bern 
ernst ist, mit uns einzutreten ; warum sollen wir Konstanzer Diözesan- 
kantone deterioris conditionis sein ? Was St. Urban betreffe, so zweifle 
ich, ob meine Regierung so geneigt sei, diese geistliche Anstalt ihres 
Kantons hinzugeben. Eher könnte man dahin abstellen wollen : ent¬ 
weder soll der Bischof am Hauptort des Kantons residieren, oder dann 
außer dem Kanton. Übrigens gehe es uns wie Bern ; es sei gegen die 
Pruntrutischen Länder auf eine Art gebunden, wie gegen die Diözesan- 
kantone. Die Erklärungen letzterer werden die ferneren Schritte Luzerns 
bestimmen. Sind diese Erklärungen dem letzten Projekt der katho¬ 
lischen Konferenz nicht günstig, nun, so haben wir freie Hand. Und 
ich dürfe glauben, eine Vereinigung mit Bern in dieser Sache könnte 
von meiner Regierung gewünscht werden. Was ich aber einzeln von 


1 St. A. L. Fach, IX, Fase. 4. « .... Daß St. Gallen ein eigenes Bistum will, 
ist eine — in meinen Augen wenigstens — Unbesonnenheit, Inconsequenz. 
Scheint es nicht, St. Gallen wolle bestimmt seinem alten Abten den Weg bahnen ; 
ich mag es dem Fürsten Pancratius wohl gönnen, kann aber die Regierung von 
St. Gallen nicht bewunderen. » An Amrhyn, 12. Juli. — Oberst Göldlin (an 
Amrhyn, 20. Juli) erzählt, er sei mit Rüttimann, Pfyffer, Landammann 
Weber von Schwyz und Bürgermeister Escher am gleichen Tische gesessen. 
Rüttimann und Escher spöttelten. Rüttimann sagte lachend : « Wenn ich Meister 
wäre, so wüßte ich wohl, wer Bischof sein müßte ; ein Mann, der wirklich im 
Kt. Schwyz sich aufhält (Pankraz). » Escher habe erwidert, cs wäre vielleicht 
nicht übel, wenn ein Abt die Stelle übernähme ; doch wäre jeder, der sie übernähme, 
ein Narr. «Auch ich bin dieser Meinung», setzte Rüttimann hinzu, «und wenn 
ich von der Regierung eines gewissen kleinen Kantons wäre, so würde ich darauf¬ 
drängen und arbeiten. » Weber antwortete betreten, es sei nicht gesagt, daß 
Schwyz den Bischof haben wolle [tatsächlich aber doch !]. « Ich habe das auch 
nicht gesagt, Herr Landammann, ich meine die kleinen Kantone im allgemeinen », 
erwiderte Rüttimann biegsam. — « Rüttimann scheint übrigens mehr oder weniger 
in liaison mit Reding zu stehen .... » 
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diesen Diözesankantonen durch ihre Gesandten vernommen, ist sehr 

schwankend-» 1 — Zürich wollte wirklich nur ein oder höchstens 

zwei Bistümer ; St. Gallen erstrebte einen eigenen Bischof, und Thurgau 
wollte sich ihm anschließen. In diesem Falle wollte auch Schwyz 
freie Hand behalten. Zug war ohne Instruktion. Nur Uri und Unter¬ 
walden stimmten vorläufig unbedingt mit Luzern. Bei dieser Ver¬ 
wirrung teilte Rüttimann mit Amrhyn den Standpunkt: «Soyons 
nous ! Seien wir stark durch uns ; wir können es sein. Dann nimmt 
das Bischofswesen seine untergeordnete Stelle ein, und ruhig sehen 
wir dem Ausgang dieser Sache entgegen. Der Kanton Luzern, mitten 
in der Schweiz gelegen, mit einem fruchtbaren Boden, heiteren Köpfen, 
einer liberalen Verfassung, einem braven Volk, gehe diesen offenen, 
geraden Weg, und bald werden wir viele Freunde zählen. » 2 

Am 26. Juli — vor der katholischen Konferenz — brachte Bern 
die Basler Bistumsangelegenheit in der Tagsatzung zur Sprache. Doch 
wurde die Abstimmung auf Luzerns Wunsch bis nach der katholischen 
Konferenz verschoben. Da von dieser kein bestimmtes Resultat zu 
erwarten war, bat Rüttimann um Weisung, ob Luzern nicht dem 
Wunsche Berns entsprechen und mit ihm in Unterhandlungen treten 
wolle. 3 Als auch Basel sich für Bern erklärte, fiel die Vereinigung des 
baslerischen und ehemaligen konstanzischen Bistums dahin. Luzern 
war nun in arger Verlegenheit. Auf seiner Seite standen noch zum 
Teil die Urkantone, Aargau und Thurgau ; diese mußte es sich zu 
erhalten suchen. 

Für die katholische Konferenz instruierte Luzern seinen Gesandten 
dahin : Wenn eine Vereinigung für ein neues Bistum nicht erreichbar 
sei und die Tagsatzungsmehrheit im Sinne Berns für den Fortbestand 
des Bistums Basel stimme, solle er alles ad referendum nehmen. 
— Luzern wollte sich jetzt eine selbständige feste Stellung in der 
Bistumsfrage sichern und damit den Einfluß wiedergewinnen, den es 
gegenüber seinen beiden Mitvororten verloren hatte. Da die Luzemer 
Magistraten sahen, daß der katholische Vorort dem Stande Bern für 
seine Zwecke nicht unwillkommen sei, befürwortete auch Amrhyn 


1 Rüttimann an Amrhyn, 19. Juli. St. A. L., Fach IX, Fase. 4. 

2 Idem. Nach diesen Worten scheint es, als ob überhaupt keine grund¬ 
sätzlichen Differenzen zwischen den- beiden Standeshäuptern in dieser Frage 
bestanden hätten. 

3 An Amrhyn, 26. Juli, in der Sitzung geschrieben. 
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eine Allianz Bern-Luzern. 1 — Am 4. August fand die entscheidende 
katholische Konferenz statt. Rüttimann führte das Präsidium. In 
seinem Standesvotum strich er die gebrachten Opfer zu Gunsten 
einer Einigung hervor und erklärte : Da sich aus den Erklärungen von 
St. Gallen und Aargau ergebe, daß die Einigung unmöglich sei, so 
müsse sich auch Luzern seine Schritte Vorbehalten. Sein Vorschlag 
für eine Einigungskommission zwischen den Diözesanständen von 
Basel und Konstanz wurde mit 8 gegen 7 Stimmen abgelehnt. — Mit 
dieser katholischen Konferenz war der letzte Einigungsversuch an 
den kantonalen Sonderinteressen gescheitert. 2 Der Luzerner Gesandt¬ 
schaftsbericht stellt fest: « Offenbar hat man bedeutende Rückschritte 
getan, und man steht wiederum dort, von wo man vor etwa zwei 
Jahren ausgegangen ist. » Am andern Tag erreichte der Antrag Berns 
auf Beibehaltung des Bistums Basel die Mehrheit in der Tagsatzung 
(11 unbedingt, 6 mit Vorbehalt). Luzern gab zu Protokoll, daß es 
den Beschluß ad referendum nehme, mit dem Vorbehalt, daß es nur die 
zum ehemaligen füsrtbischöflichen Gebiete gehörenden Länder betreffe. 

Nun änderte Luzern seine Stellung bestimmt und dauernd. Es 
sali jetzt als einzige Möglichkeit entscheidenden Einflusses bei der 
Bistumsgcstaltung den Anschluß an Bern. Jetzt griff auch der ange¬ 
sehene Mitgesandte Rüttimanns, Eduard Pfyffer, kräftig ein. Rüttimann 
war durch die bindenden Instruktionen erbittert worden, weil er 
Mißtrauen und nicht den geringsten Spielraum darin sah. Er war der 
Verhandlungen müde und wollte nicht mit Bern unter der Hand 
anknüpfen. 3 — In den Abendzirkeln des Schultheißen v. Wattenwyl 
wurden die Fäden der Annäherung zwischen Bern und Luzern enger 
geknüpft. Vorläufig aber konnte man sich namentlich über den 
Bischofssitz nicht einigen. Rüttimann wünschte ihn in Beromünster. 4 
Dieser persönliche Wunsch mag mit dem seiner Kollegen nicht über- 
1 ingestimmt haben ; wie wir oben sahen, hatte er in der offiziösen 
Unterredung mit Kilchsperger den Standpunkt der Luzerner Regierung 

1 Amrhyn an Rüttimann, 14. August. St. A. L., Fach IX, Fase. 4. 

2 Protokoll im Fach IX, Fase. 4. — Gesandtschaftsbericht vom 6. August. 

3 Brief [Eduard Pfyffers ?] vom 7. August. Fach IX, Fase. 5. Trotzdem 
Rüttimann auf der katholischen Konferenz sein Möglichstes getan hatte, erhält 
er bindende Instruktionen, die nach seiner Meinung jeden Kanton abhalten mußten, 
Luzern als Genossen zu suchen. Die bestimmte Vorzeichnung des Verhandlungs¬ 
weges erschien ihm als mißtrauische Einengung seiner diplomatischen Bewegungen. 
— Oberst Göldlin an Amrhyn über eine Unterredung mit Rüttimann, 8. August. 

4 Göldlin an Amrhyn, 14. August. 
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dahin vertreten : Der Bischof solle in Luzern selbst oder dann außerhalb 
des Kantons residieren. Um aber Luzern nicht zu isolieren und die 
Urkantone nicht abseits gehen zu lassen, drängten die Luzerner Kirchen¬ 
politiker auf eine raschere Einigung, trotzdem sie den Bischofssitz 
am liebsten «auf der Spitze des Pilatus» gesehen hätten. 1 Rüttimann 
stimmte diesen Absichten im Grunde auch bei, doch glaubte er nicht 
an ihre rasche Erfüllung. — übrigens begann sich jetzt schon unter 
den führenden Luzernern, namentlich zwischen den beiden Schultheißen, 
eine scharfe Spannung zu entwickeln, die sich in den Zwanziger Jahren 
noch verschärfte ; persönliche Eifersüchteleien und politische Intrigen 
wurden immer fühlbarer. 2 

So war es Bern, das den Zusammenschluß tatkräftig herbeiführte. 
Am 3. September 1817 übergab Wattenwyl den Luzerner Gesandten 
ein vertrauliches Schreiben, das die Ansichten seiner Regierung über 
die Bistumsangelegenheit darlegte. Die Gesandten versprachen, sofort 
nach ihrer Heimkehr die nötigen Schritte bei ihrer Regierung zu tun. 
Rüttimann macht in einer eigenhändigen Antwortminute auf dieses 
Schreiben folgende Bemerkungen : Die weltliche Macht muß die « alt¬ 
hergebrachten Rechte, Privilegien, Gebräuche und Übungen » als 
Stützpunkt gegenüber den geistlichen Behörden benutzen. Bern muß 
im Falle der Einigung mit Luzern auch dessen Rechte genießen. 
Natürlich muß ihm auch ein billiger Einfluß auf die Bischofswahl 
eingeräumt werden. Luzern muß den Bischofssitz für seine Haupsttadt 
beanspruchen, damit im Interesse «der Landesruhe der Bischof, diese 
hierarchische Gewalt, stark durch die monarchische Form, die sich 
alles unterordnet, unter den Augen der Regierung wandle und handle. » 
Es soll kein « Status in Statu » entstehen. Luzern möchte nicht gern 
die Verbindung mit den Waldstätten verlieren ; wenn diese aber einen 
eigenen Bischof erhielten, wäre der Stein des Anstoßes gehoben. 3 — 


1 Göldlin an Amrhyn, auf dessen programmatischen Äußerungen, am 
27. August. 

2 Das beweisen die Briefe Göldlins an Amrhyn, der Rüttimann eigentlich 

beaufsichtigte. Die liberale Richtung trachtete vor allem darnach, die beiden 
Schwäger, Rüttimann und Fr. B. Meyer, zu entzweien und ihres Einflusses zu 
berauben. Übrigens hatte Rüttimann auf der Tagsatzung selbst in seinem Mit¬ 
gesandten Pfyffer keinen Freund ; denn dieser äußerte sich sehr verächtlich über 
ihn. Göldlin an Amrhyn, 27. August. ' 

3 Die Minute ist ohne Datum und Unterschrift, aber von Rüttimanns Hand. 
Sie vertritt in der Residenzfrage den Regicrungsstandpunkt. St. A. L. Fach IX, 
Fase. 4 ; auch die folgenden Aktenmaterialien liegen dort. 
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Am io. September bekundete der Luzemer Staatsrat dem Berner 
Geheimen Rate die Zuversicht, daß eine glückliche Lösung möglich sei, 
ohne aber genauere Vorschläge zu machen. — Rüttimann führte 
unterdessen die Besprechungen und die Korrespondenz mit Wattenwyl 
weiter, und Pfyffer begab sich sogar auf dessen Landgut, um zu unter¬ 
handeln. Er überbrachte eine vertrauliche Note des Staatsrates an 
den Berner Geheimen Rat, die einige Programmpunkte enthielt: An 
eine genaue Abgrenzung zwischen geistlicher und weltlicher Gewalt 
sei jetzt nicht zu denken ; das müsse unter günstigem Umständen 
durch ein Konkordat geschehen ; die Bischofswahl sei von höchstem 
Interesse für den Staat; wenn Luzern den Sitz des Bischofs und Dom¬ 
kapitels erhalte, könne es den gegenwärtigen Bischof von Basel 
anerkennen ; es würde nur ungern die Urkantone vermissen. 

Nachdem Luzerri auf Berns Wunsch einen Bistumsentwurf auf¬ 
gestellt hatte, schlossen die beiden Stände am 6. bis io. Dezember 
1817 die « Übereinkunft für die Organisation des Bistums Basel». 1 
Bern, Luzern und Basel wurden darin als ursprüngliche Diözesanstände 
vorgesehen, Solothum, Aargau, Zug und die Urkantone zum Beitritt 
eingeladen. Luzern anerkannte das Bistum Basel und den jetzigen 
Bischof; dagegen überließ ihm Bern den Sitz des Bischofs und des 
Domkapitels. Weitere Bestimmungen handelten über den Bischof, 
das Kapitel, die Seminarien, die Dotation und das gegenseitige Ver¬ 
hältnis der Diözesanstände unter sich. Ein Zusatzartikel behielt alle 
bisherigen «Rechte, Herkommen, Freiheiten und wohlhergebrachten 
Übungen in kirchlichen Sachen aufs feierlichste vor»; die Stände 
gewährleisteten sie sich. — Dieser zwar vorerst noch einseitige Zu¬ 
sammenschluß mit den Prinzipien der Neueinrichtung auf der Grundlage 
des schon Gegebenen bot einige Aussicht auf die Einwilligung Roms. 

Doch gleichzeitig arbeiteten noch andere Kräfte. So teilte Solothurn 
den Kantonen den Entwurf eines Bistums Solothum-Basel mit, der 
dann später die Grundlage der endgültigen Organisation von 1827 
wurde. — Rom und der Nuntius beobachteten wegen der schwierigen 
Stellung in andern Ländern die größte Zurückhaltung und suchten 
vor allem den kirchlichen Zusammenschluß der eidgenössischen Einzel¬ 
staaten zu verhindern, um das Staatskirchentum nicht zu mächtig 
werden zu lassen. — Am 21. Januar 1818 versammelten sich auf 
Einladung Berns die Urkantone und Zug in Gersau. Schwyz machte 

1 Basel trat der Übereinkunft bei, am 21. Januar 1818. 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



— 49 — 

auf den Plan eines Bistums Einsiedeln aufmerksam ; die andern Stände 
waren mit Modifikationsvorbehalten zum Anschluß ans Bistum Basel 
geneigt. Doch bald verschärften sich die Gegensätze wieder und 
trennten die Urkantone vollständig vom Projekte Bem-Luzem. 

Als die Aussichten für Verwirklichung ihres Bistumsplanes immer 
schlimmer wurden, entschlossen sich die beiden liierten Stände, durch 
eine gemeinsame Gesandtschaft in Rom selbst ihre Sache zu regeln. 
Bern ernannte hiezu den Geheimratsschreiber Emmanuel Friedrich 
v. Fischer, Luzern seinen Amtschultheißen Vinzenz Rüttimann. 
Dieser hatte am 27. Februar im T. Rate über die Verhandlungen des 
Staatsrates mit Bern referiert und mitgeteilt, daß Bern wünsche, 
er möchte selbst seinen Stand in Rom vertreten ; er habe Eduard 
Pfyffer empfohlen. Da dieser aber ablehnte und man sich durch das 
gewichtigere und gewandte Auftreten des Standeshauptes mehr Erfolg 
versprach, erklärte er sich zur Übernahme der Mission bereit und 
wurde gewählt. 1 


1 T. R. P. 1818, 27. Februar. — Mohr an Usteri, 28. Februar: a Dieser große 
Nachdruck, den die Berner so sichtbarlich dem Bistumsgeschäfte geben und 
die schmeichelhafte Art, womit sie unserm Standeshaupte überall — und der 
Herr liebt das — so zuvorkommend begegnen, gibt mir fast zu vermuten Anlaß, 
das Interesse, welches Bern bei der Sache betreiben will, sei nicht rein kirchlich, 
sondern was man in der Schule nennt: mixti fori .... » — Meyer an Usteri, 
3. März : « Diese Abordnung wollten wir indessen durch äußeres Ansehen unter¬ 
stützen, um ihr ein größeres Gewicht zu geben und jene Aufmerksamkeit reger 
zu machen, die Europa bei der gegenwärtigen gespannten Lage der allgemeinen 
kirchlichen Angelegenheiten auf sie werfen wird. » — Vielerorts hatte man 
Bedenken wegen der Wahl des Opportunisten Rüttimann. David v. Wyß an 
v. Mülinen, 3. März : « Je ne doute pas que l’adjoint de Mr. R. aura des instructions 
assez energiques pour pouvoir tenir en bride son collegue en cas que les flatteries 
et finesses ultramontaines obtiendroient un peu trop d'empire sur son esprit .... » 
Fr. v. Wyß, II, 390 f. Dr. J. P. V. Troxler, der nach seiner Verdrängung aus 
Luzern auf Rüttimann stets erbittert war, schrieb sogar das bissige Verslein : 

S’ist wohlgetan den Reußmann nach Rom zu senden ; 

Kein größ'rer Sünder lebt in uns'ren Schweizerständen ! 

Doch lasset ihn nicht gehen und nicht fahren. 

Die Knie und Schultern sind's, die sündig waren. 

Drum sollt gesäumt und auf den Knie'n 
Er über'n Berg zum Papste ziehen. » 

J. A. Balthasars Brief\v„ 1818, Karfreitag. B. B. L. Auch bei Götz , « J. P. V. 
Troxler als Politiker», p. 47. 
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Gesandtschaft nach Rom ; Endergebnis. 

Die außerordentliche Gesandtschaft hatte den bindenden Auftrag, 
die Genehmigung der Übereinkunft zwischen Bern und Luzern in 
Rom zu erwirken. Eine geheime Instruktion vom 20. Februar 
ermächtigte Rüttimann zu bestimmten Zugeständnissen. 1 Falls die 
seit 1806 unerledigte Klosterfrage von Luzern (Franziskaner) und 
Werthenstein aufgerollt werde, könne er die Geneigtheit der Regierung 
anzeigen, diese Klöster beizubehalten und ihnen der Zeit und den 
Umständen angemessenen Vorschub zu leisten. Auch im Falle von 
Beschwerden wegen des Konkordates von 1806 könne er für seine 
Regierung sich bereit erklären, «in demselben billige, mit der gegen¬ 
wärtigen Lage der Dinge, mit den Verhältnissen der Geistlichkeit 
und selbst mit der inneren Ruhe des Kantons verträgliche Abänderungen 
und Modifikationen vorzunehmen». Hingegen sei eine plötzliche 
Abschaffung des Konkordates wegen der politischen und religiösen 
Folgen nicht möglich. 

Rüttimann reiste nach Bern und von da mit v. Fischer und dem 
freiwilligen Sekretär, dem jungen v. Wattenwyl, über Genf, Aix, 
Chambery, den Mont Cenis, Turin, Bologna, Florenz, die Apenninen 
in vier- bis achtspänniger Kutsche nach der heiligen Stadt, wo sie 
am 18. März anlangten. 2 

Am folgenden Tage, dem Hohen Donnerstag, empfing sie der 
gewandte Staatssekretär, Kardinal Consalvi, mit gewinnender Freund¬ 
lichkeit, und das Mittagessen bei ihm führte sie mit dem ganzen 
diplomatischen Korps zusammen, dem sie in den folgenden Tagen 
ihre Besuche abstatteten. Rüttimann glaubte nach den ersten Ein¬ 
drücken an eine rasche Erfüllung ihrer Mission. «Unser Begehren 
ist zu billig, als daß ich nicht volles Vertrauen in die Güte und 

1 Über diese Sendung : St. A. L. Fach IX, Fase. 5, amtliche Korrespondenz 
der Gesandtschaft. Von größtem Wert sind die von der Familie Amrhyn, 1826, 
dem Archiv geschenkten Briefe Rüttimans an Amrhyn, über die Unterhandlungen, 
— Daneben auch K. L. Friedr. v. Fischer : Lebensnachrichten über Emm. Friedr. 
v. Fischer .... 1874, 126 ff: « Sendung nach Rom », nach Briefen und Akten. — 
Oechsli , II, 559 f. : « Beides waren gewandte Männer, aber auf dem schlüpfrigen 
Terrain völlig fremd . ...» 

2 In Bern erhielt Rüttimann zum Abschied die freundschaftlichsten Ver¬ 
sicherungen. An Amrhyn, 3. März. — Über die Reiseroute gibt der detaillierte 
Rechnungsbericht Aufschluß. 
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Gerechtigkeit des Heiligen Vaters setzte .... Von den wahr religiösen 
Absichten meiner hohen Regierung überzeugt, werde ich alle meine 
Kräfte aufbieten, ihren Willen in Erfüllung zu bringen, aber auch 
nie vergessen, daß ich Schweizer bin ; nie vergeben, was mit Recht 
von uns kann behauptet werden, was unsem Vätern heilig war und 
im Einklang mit unsem republikanischen Institutionen ist und sein 
muß. Sonst schlägt mir die Luft sehr wohl an, und die Zeit reicht 
nicht hin, alles Merkwürdige anzustaunen und zu bewundern .... », 
schreibt er seinem Kollegen Amrhyn. 1 

Doch schon nach der ersten Besprechung mit Consalvi, am 
23. März, zeigten sich Schwierigkeiten. Auch die Wahl des frühem 
Nuntius’ Zeno neben Mazzio zum Unterhändler, ließ bei Zenos 
lebhaftem Temperament und seinen Erfahrungen in Luzern Ver¬ 
wicklungen befürchten. 2 Erst am 10. April fand die erste Konferenz 
mit der Kommission statt. 

Die beiden Gesandten hatten dem Mißtrauen der Kurie gegenüber 
einen umso schwierigeren Stand, als zu Hause sich die Diözesanparteien 
fortwährend heimlich und öffentlich befehdeten und damit den Wider¬ 
stand der kirchlichen Behörden stärkten. Die Hauptarbeit der Korre¬ 
spondenz mit den Regierungen und der Kurie und für die Konferenzen 
leistete der Protestant Fischer. 3 Rüttimann suchte nirgends scharf 
anzustoßen, besorgte als Katholik und Standeshaupt die diplomatische 
Repräsentation und berichtete fleißig über den Stand der Unterhand¬ 
lungen an den Staatsrat und seinen Kollegen Amrhyn. 

Die erste Konferenz war nach dreistündiger Diskussion ergebnislos. 
Die Kommissäre wollten Zeit gewinnen, um die Vorschläge der Gesandt¬ 
schaft zu prüfen und ihre Instruktionen kennen zu lernen. Rüttimann 
war nicht abgeneigt, das Wahlrecht für seine Regierung im äußersten 
Falle preiszugeben, da vorauszusehen war, daß Rom dem protestan¬ 
tischen Bern nie ein direktes Wahlrecht einräumen werde, und 
auch Preußen und Holland durch seinen König kein solches ausübte. 
Er meinte, die Regierungen könnten die Vorschläge machen, der 


1 An Amrhyn, 21. und 28. März. 

2 Rüttimann an Amrhyn, 25. März. 

3 Dieser schätzte zwar Rüttimann als gut schweizerischen, geschäftsgewandten 
und erfahrenen Staatsmann, w'arf ihm jedoch zu viel Beweglichkeit des Charakters, 
Ängstlichkeit‘und Unentschlossenheit und ein «für Staatsgeschäfte zu weiches 
Herz » vor. Rüttimann verderbe zwar nichts, doch gehe von ihm auch keine 
Anregung aus. 
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Papst und das Kapitel aber wählen. 1 Schon jetzt gab er seiner Ent¬ 
täuschung Ausdruck : « Obwohl in Rom der Sitz der ewigen Wahrheit, 
so habe ich mich gefaßt gemacht auf manche Widerrede, schiefe 
Auslegungen, Arri&respensees, Subtilitäten und Wortkrämereien. Aber 
da bleibt uns immer der Appell an den Heiligen Vater, auf den meine 
Hoffnung unwandelbar gestützt ist, und mein fester Glaube wird gekrönt 
werden. » 2 Er vergaß, daß der Papst, wie die unterhandelnden kirch¬ 
lichen Behörden durch die bisherige kirchenpolitische Haltung der 
Luzemer Regierung allen Grund zur Zurückhaltung und Vorsicht 
hatten. Das hauptsächlichste Hindernis bildete daneben Solothurn, 
dessen Projekt Rom unterstützte, wohl weil dort das Staatskirchentum 
nicht so stark hervorgetreten war. Die Gesandten erklärten dagegen, 
sie können dazu nie einwilligen und eine Trennung der Stände Bern 
und Luzern, die beabsichtigt schien, nicht zugeben. 

Die Nachrichten aus der Heimat waren nicht dazu angetan, die 
Hoffnung auf Erfolg zu stärken. Rüttimann äußerte sich so darüber : 
«Es ist freilich zu bedauern, daß in unsern bischöflichen Angelegen¬ 
heiten so viele kantonale Interesse[n] sich durchkreuzen .... Das 
Alte und das Neue, das Liberale und Orthodoxe bekämpft sich noch ; 
die Zeit allein kann die Wunden heilen, welche die Revolution 
geschlagen hat .... Am Ende wird sich zeigen, daß wir alle das Gute 
gewollt .... Eines tut mir leid in dieser Sache : daß die Leidenschaft 
sich darin zu zeigen scheint, und was uns den religiösen Frieden 
bringen sollte, Stoff zu Mißtrauen gibt und die Gemüter der Eid¬ 
genossen in Bewegung setzt. » — Rüttimann erkannte auch bald, 
daß seine Stellung inmitten der Konkordatsverhandlungen von Frank¬ 
reich, Neapel und Bayern heikel sei. « Ich kann mich unmöglich mit 
dem Gedanken vertraut machen, daß Rom zwei Kantone der Schweiz 
hintan setzen wolle, die als Vororte auftreten und Kraft genug für 
sich haben, selbständig zu sein ...., wenn ich bedenke, was Bern und 
Luzern anno [18] 13, 14 und 15 zur Befestigung des Eigentums der 
Geistlichkeit getan, daß durch ihr Verwenden der Artikel, die Klöster 
betreffend, in den neuen Bundesakt ist aufgenommen worden. Wenn 


1 Rüttimann an Amrhyn, 1. April. 

2 Rüttimann an Amrhyn, 15. April. Amtlicher Bericht Rüttimanns an den 
Staatsrat, 11. April. Rüttimann glaubte also, der Papst würde die Begehren 
bewilligen, wenn ihn nicht die Umgebung zum Gegenteil bestimme. Diese Unter¬ 
scheidung zwischen « Kurie >* und « Papst» hatte schon die Mediationsregierung 
bei der Verwerfung des Konkordats gemacht. 
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spätere Begehren des Heiligen Vaters nicht so guten Eingang gefunden, 
so kann man es einem Vorort nicht verdenken, wenn es an den 
Beschlüssen des Kongresses von Wien und an der Bundesakte festhält. 

.... Die eigene Erhaltung ist für jeden Staat erstes und letztes 
Gesetz .... Nun, da muß ich lernen geduldig sein, was nicht immer 
mein Fall war. » 1 

In der zweiten Konferenz, am 20. April, erhielten die Gesandten 
den unerwarteten Bescheid : Rom wünsche eine endgültige Regelung 
erst, wenn alle übrigen Diözesanfragen miteinander entschieden werden 
können. Die Gesandten verwahrten sich gegen eine solche Ver¬ 
schleppung. 2 In der dritten Sitzung, am 23. April, schlugen die 
Kommissäre vor, das Bistum Basel im gegenwärtigen Zustande bei¬ 
zubehalten und Luzern nach seinem Wunsche anzuschließen. Auch 
hierauf konnten die Gesandten nicht eintreten. Die Verhandlungen 
wurden sehr lebhaft, selbst erbittert. Auf private Mitteilungen von 
der Absicht Consalvis, aus Basel, Bern und Luzern ein neues Bistum 
zu bilden, hatten die Gesandten eine Note entworfen, die nun den 
Kommissären übergeben wurde. Die Gesandten verzichteten darin 
eigenmächtig, ohne dafür instruiert zu sein, auf den Namen «Bistum 
Basel» und entzogen damit einem Haupteinwand den Boden. 3 Sie 
wünschten anläßlich einer Audienz bei Consalvi, die Kommissäre 
möchten in der nächsten Sitzung alle Schwierigkeiten auf einmal 
auseinandersetzen und ihnen mehr Vertrauen entgegenbringen. 4 Wirk¬ 
lich wurden ihnen in der vierten Konferenz vom 26. April alle 
strittigen Punkte dargelegt. 5 

In der nächsten Sitzung ging man an den Entwurf einer Bulle 
für das Bistum Luzern. Ein Gegensatz zeigte sich dabei wieder wegen 
des Anschlusses der kleinen Kantone, den Rom nicht wollte, und 

0 

wegen der nicht residierenden Chorherren und des Seminars. So wurden 
im Bullenentwurf die strittigen Punkte beidseitig angeführt. « Es ist 
darum zu tun», schreibt Rüttimann an Amrhyn über diese Ver¬ 
handlungen, «daß erstens die kleinen Kantone von uns nicht getrennt 
werden ; zweitens die Jura circa sacra, die wir nicht aufgeben, wohl aber 


1 An Amrhyn, 18. und 22. April. 

2 Amtlicher Bericht vom 22. April. 

3 Beilage zum Bericht vom 24. April. 

4 Amtlicher Bericht vom 24. April. 

6 Amtlicher Bericht vom 28. April. 
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zu jeder Reduktion Hand bieten wollen, die der Stellung Roms und der 
unsrigen zugleich Rechnung trägt und unvorgreiflieh ist ; drittens die 

des Bischofs und endlich das dalbergische Konkordat_» 1 — Auch 

eine neue Audienz bei Kardinal Consalvi am 3. Mai führte so wenig 
wie die letzten zwei Konferenzen vom 4. und 7. Mai zu einer Einigung, 
und so blieb nichts übrig als wieder Noten zu wechseln. 2 Wenn auch 
so nichts zu erreichen war, mußte abgebrochen werden. 

Rüttimann hatte am 4. April schon ähnliche Absichten gegenüber 
dem Staatsrat geäußert : «Es wird nicht im Willen meiner hohen 
Regierung liegen, daß ihr Amtschultheiß Jahr und Tage in Rom auf 
einen Bischof harrt. » Seine Enttäuschung spricht auch aus dem 
Geständnis, daß manche Stunde ihm sauer geworden, und es ihm oft 
ganz sonderbar vorkomme, daß nach zwanzig dem Staate gewidmeten 
Jahren ihm noch die schwierige Arbeit zu teil ward, mit dem römischen 
Hofe unterhandeln zu müssen. Zum Glück habe er an Oberst Fischer, 
der gleiche Klagen äußerte, «einen Gehilfen, der vermöge seines 
Charakters, seines Geistes, seiner Beharrlichkeit und Festigkeit auch 
das Schwierigste erleichtere ». « Eines weckt in mir das bitterste Gefühl: 
daß man der reinen Absicht der Regierungen von Bern und Luzern 
nicht genugsam Rechnung tragen will und hingegen über die Schweiz 
Pläne brütet, die nie zur Ausführung gelangen werden .... Bis dahin 
sind wir, so viel es die politische Stellung eines Freistaates und unsere 
Verfassung gestattet, dem Heiligen Stuhl entgegengekommen .... 
Ist damit nichts getan, nun, so treten wir in unsere vollkommene 
freie Stellung zurück .... Sind doch so viele Zeichen der Zeit da, 
die wahrlich keinen Rückschritt in den liberalen Ideen des Jahr¬ 
hunderts anzeigen .... » 3 Ein anderes Mal schreibt er : « Eine eiserne 
Mauer soll zwischen Kirche und Staat aufgestellt werden, zum Lohne 
dessen, was unsere Väter für die Wohlfahrt des Staates und der 
Religion getan haben .... » 4 Ähnlich hatte Rüttimann dem Kardinal 
Consalvi bemerkt, daß das Benehmen der Vorfahren die Religion 
nicht geschmälert habe, und daß den Geistlichen doch auch Bande 


1 Rüttimann an Amrhyn, 2. Mai. Das waren Gründe genug für Rom, zurück- 
haltend zu sein. 

2 Amtliche Berichte vom 2. 6. und 8. Mai. — Beilage der umfangreichen 
Note vom 8. Mai, welche die strittigen Punkte erörtert. 

s An Amrhyn, 25. April. Ganz die Sprache des Josephinisten ! Zur « reinen 
Absicht» der Regierungen gehört wohl ein Fragezeichen ! 

4 An Amrhyn, 5. Mai. 
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an sein Vaterland und die weltliche Obrigkeit knüpfen. « Warum soll 
in einem Freistaate die Obrigkeit nicht wachen dürfen, ne respublica 
detrimentum capiat ? » 1 Rüttimann lebte immer noch in den josephi- 
nistischen Anschauungen seiner Umgebung. Er konnte daher nicht 
zugeben, daß die Rechte und Freiheiten, für welche die Voreltern 
gestritten « und auch trübe und saure Tage erlebt» hatten, so ohne 
weiteres hingegeben werden. 

Bei aller Erbitterung gegen die gewandte und vorsichtige römische 
Diplomatie, der ein Luzemer Staatsmann nicht gewachsen war, ver¬ 
ehrte er doch Papst Pius VII.: « Was hier mich immer anspricht und 
meine Bewunderung festhält, ist der Heilige Vater.» Auch die 
Bescheidenheit Consalvis rühmte er. Er war — wie immer — im 
Banne großer Persönlichkeiten. Doch die Herrlichkeit Roms konnte 
ihm die Heimat nicht ersetzen ; er sehnte sich nach seinen 
Kindern. 2 

Erst am 23. Mai überreichte Consalvi die Gegennote. Das Triden- 
tinum wurde darin als Norm für die Ernennung zu geistlichen Ämtern 
und für die Aufsicht über die Seminarien aufgestellt; die Namens¬ 
änderung des Bistums wurde nicht zugestanden und der Verzicht auf 
das Konkordat von 1806 verlangt. Rüttimann übersandte diese Note 
seiner Regierung mit der Bemerkung : Ein Abschluß sei nur möglich, 
wenn die Regierung scheinbar nachgebe durch eine Redaktion, welche 
die Rechte der weltlichen Gewalt nicht ausdrücklich ausschließe. 
Gleichzeitig bat er um den baldigen Befehl zur Abreise. 3 — Während 
nun Fischer für 14 Tage nach Neapel verreiste, blieb Rüttimann in 
Rom und wartete die neuen Instruktionen ab. — Er besprach sich mit 
den Gesandten der meisten andern Länder. Am 3. Juni wurde er bei 
einer Ministeraudienz von Consalvi huldreich empfangen. Er sondierte 
wegen des wessenbergischen Konkordates, nahm es in Schutz und 
suchte die Ursachen klarzulegen : Notwendigkeit der Unterstützung 
ärmerer Geistlicher durch die reichen und das Verdienst, das die 

f 

Geistlichkeit sich erwarb, indem sie ein Scherfchen für Erziehung 
und Unterricht auf den Altar des Vaterlandes legte. Der Kardinal 


1 Idem. 

2 An Amrhyn, 25. April. 

3 An Amrhyn, 23. Mai. Amtlicher Bericht vom 24. Mai. Der geriebene 
Staatsmann scheute also vor solch unehrlichen Kniffen zur Erhaltung des Kon¬ 
kordates nicht zurück und glaubte, mit solchen Ränken die vielerfahrene römische 
Diplomatie zu täuschen ; da begreifen wir den diplomatischen Mißerfolg. 
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aber antwortete, daß es sich beim Einspruch nie um finanzielle Fragen 
gehandelt habe, sondern um die kirchlichen Grundsätze in stürmischer 
Zeit. Rüttimann glaubte betonen zu müssen : Was er verteidige, sei 
nicht eine Neuschöpfung, sondern ein Erbteil von den Altvordern ; 
Rechte und Freiheiten, die mit den schweizerischen republikanischen 
Institutionen innig verbunden seien. 1 Durch solches Festhalten an 
unkirchlichen Staatsgrundsätzen konnte natürlich Rom für eine weit¬ 
herzige Neuorganisation in Verbindung mit dem Staate nicht gewonnen 
werden. Die Kurie ging ihren eigenen Weg, lehnte ein Nationalbistum, 
in dem alle Regierungen hätten mitsprechen wollen, ab, und schuf, 
unter Berücksichtigung der Konfessionsstärke, in den Kantonen 
möglichst kleine und vom Papste direkt abhängige Bistümer. Der 
Nuntius wirkte in den kleinen Kantonen dahin, daß der Abt von Ein¬ 
siedeln als Bischof verlangt wurde. Der Papst richtete selbst in diesem 
Sinne am 13. Mai ein Breve an den Abt; doch verweigerten Uri, 
Obwalden und Zug die Anerkennung, und der Abt selbst lehnte ab. 
Der Gesandtschaft in Rom war von dieser neuen Trennung gar nichts 
bekannt, bis sie von ihren Regierungen davon Mitteilungen 2 erhielt. 
Diese waren darob so erbittert, daß sie ihre Gesandtschaft am liebsten 
sofort abberufen hätten, wenn nicht die Furcht sie abgehalten hätte, 
Rom möchte von sich aus die Bistumsangelegenheit einfach festsetzen. 
Immerhin wuchs damit die Spannung zwischen den verschiedenen 
Ständegruppen. Selbst mit Zürich stellte sich eine vorübergehende 
Trübung ein. Rüttimann schreibt dazu : «Man beneidet Bern und 
Luzern, daß sie einzig die Rechte und Freiheiten unserer Nationen 
zu verteidigen haben. 3 Nein, so weit ist doch der Kanton Luzern 
nicht versunken ; er hat es nicht um seine Miteidgenossen verdient, 
daß in seinem religiösen Verhältnis er andern Kantonen solle unter¬ 
geordnet werden .... Es ist einmal an uns, den Beweis zu führen, 
daß man katholisch sein kann und dennoch blühen ! ....» 4 Er mußte 
gestehen, daß er auf das nicht gefaßt war, was seit seiner Abwesenheit 
in der Schweiz vorging und glaubte, daß möglichste Selbständigkeit 


1 Staatsrat an Rüttimann, 13. Juni. Bei diesen Darlegungen sprach der 
einseitige Machtstandpunkt der Regierung, der sich um das kanonische Recht 
nicht kümmerte. 

1 Staatsrat an Rüttimann, 3. und 10. Juni. 

3 An Amrhyn, 13. Juni. Im Grunde vereinigte nur das Staatskirchentum 
und nackte Interessenpolitik die beiden Stände. 

4 An Amrhyn, 6. Juni. 
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Luzern die Achtung der übrigen Stände sichere. Doch den Kern der 
Differenzen berührte er nicht ! 

Die gemeinsame Instruktion vom 3. Jüni legte entschiedenen 
Wert auf die Benennung Basel, wegen des bemischen Juras. Nur 
bei äußerstem Widerstand sollte ein Bistum Luzern zugegeben werden. 
Der Mittelvorschlag Solothurns auf zwei Kathedralen wurde als 
unannehmbar erklärt. In der Seminarfrage dürfe das Tridentinum 
durchaus nicht erwähnt werden, weil dessen Beschlüsse und Verfügungen 
mit Ausnahme der Dogmata und Sakramentalia in der Schweiz nie 
anerkannt worden seien und man keine Neigung habe, sie im 19. Jahr¬ 
hundert anzuerkennen. 1 Auch für die B’schofswahl soll nochmals 
die unbedingte Zuständigkeit für die Regierungen beansprucht werden. 2 
Wenn das gar nicht erhältlich wäre, sollte ein Dreiervorschlag des 
Kapitels den Regierungen vorgelegt werden, oder endlich der Bischof 
unmittelbar vom Kapitel gewählt und von den Regierungen bestätigt 
werden. Die Wahl der Domherren behielten sich diese unbedingt vor. 
Das Verhältnis zwischen Bischof und Staat soll möglichst ignoriert, nur 
die « Übungsrechte» der Regierungen gewahrt werden. 3 Wenn alle 
diese Punkte und die gewünschte Zusammensetzung aus den Kantonen 
Bern, Luzern, Basel und eventuell andern nicht gewährt werden, 
hatte die Gesandtschaft den Auftrag, ihre Instruktionen als Ultimatum 
zu überreichen, dann über die strittigen Punkte Noten zu wechseln 
und gleichzeitig eine Audienz beim Papste nachzusuchen. Wenn alles 
das nichts fruchten sollte, mögen sie ihre Abreise ankündigen. — In 
einem Nachtrag billigten die Regierungen die von Rüttimann auf 
Wunsch der Kommissäre angenommene Bezeichnung « Bistum Luzern » 
nicht. Rüttimann erwiderte vor allem auf diese Desavouierung, man 
habe in Bern ihre Stellung nicht genügend gewürdigt. Rom habe von 
Anfang einen Zankapfel zwischen Bern und Luzern zu werfen gesucht 
und werde darum das neue Schwanken ausnutzen. Durch das Zu¬ 
geständnis sei die Gesandtschaft in Rom sofort einen Schritt vorwärts 
gekommen. «Will man allen diesen Vorteilen einer Denomination 


1 Da waren die Luzerner Magistraten durch F. Balthasars : « De Helvetiorum 
iuribus circa sacra » falsch orientiert, wie in der Einleitung nachgewiesen wurde. 
Vergl. Mayer , I, 132 ff. und Segesser, IV, 435. 

2 Das ist eine fast naive Forderung ; wie hätte Rom je so etwas zugestehen 
können ! 

3 Vergl. über diese « Übungsrechte » die Einleitung und Balthasar. 
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wegen entsagen ? Hat Bern denn wirklich ein so grosses politisches 
Interesse, am Bistum Basel zu hangen ? Es war gewiß nicht Leichtsinn 
von unserer Seite, wenn wir dem Zudringen der römischen Sachwalter 
nachgaben und die Benamsung Basler Bistum fahren ließen ; auf das 
waren wir freilich nicht gefaßt, daß der Kardinal in seiner Antwortnote 
die Sache als lediglich von uns herkommend aufstellen wollte .... » 1 
Er glaubte mit Recht nicht mehr an weitere Fortschritte bei diesen 
Instruktionen und legte dem Staatsrat die Frage vor, ob es nicht bald 
Zeit wäre, das Bistumswesen in seinem ganzen Umfang vor «Mgghh. 
und Oberen von Rät und Hundert» zu bringen. 2 Er hoffte dabei 
wohl, seinen selbständigen Schritt bei der Benennung des Bistums, 
vielleicht auch sich wegen Zugeständnissen für Modifikation des 
Konkordates vor dem Großen Rate zu rechtfertigen und entgegen dem 
Regierungsbeschluß die Zustimmung des Rates für sein Vorgehen 
zu erlangen, vor allem aber den verschiedenen Intrigen einen klaren 
Ratschluß entgegenzustellen. « Wenn ich ohne seine höhere Zustim¬ 
mung verreist bin, so war es nicht, um dieselbe zu umgehen, aber 
einer zu frühen Publizität Einhalt zu tun, die bei einer so zahlreichen 
Versammlung schwerlich kann vermieden werden. Indessen habe 
ich mir bei diesem Geschäfte dennoch die Lehre ausgehoben, für die 
Zukunft jedes wichtige Geschäft vor Räte und Hundert auch bei 
seinem Entstehen zu bringen ; denn das Zutrauen, die Gewalt der 
Regierung besteht auf der öffentlichen Meinung .... » Ob der 
bisherigen unangenehmen Erfahrungen seufzt er: «Wir haben ein 
strenges Erfahrungsjahr erlebt ; doch ich hoffe nicht ohne Frucht 
für die Zukunft .... Ich kann mich mit dem Gedanken nicht vertraut 
machen, unser katholisches Volk ohne seinen Bischof noch länger 
im provisorischen und ungewissen Zustand herumgeschleppt zu wissen. 
Der Gesandtschaft zu Rom soll nie der Vorwurf gemacht werden, 
daß sie leichtsinnig abgebrochen hat .... » 3 

Die Unterhandlung bezog sich nun vor allem noch auf das 


1 An den Staatsrat, 17.'Juni. Bei aller gegenseitigen Rücksichtnahme 
gab es hier also doch einen Reibungspunkt zwischen den zwei Ständen und damit 
wohl auch zwischen den zwei Gesandten. Rüttimann hat wohl aus heimischem 
Stolz dem Wunsch nicht sehr großen Widerstand entgegengesetzt. Bern drang 
aber auf die Benennung « Bistum Basel» aus Rücksich* auf seine jurassischen 
Katholiken. 

2 An Amrhyn, 17. Juni. 

* An Amrhyn, 27. Juni. 
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Wahlrecht der protestantischen Stände. Die Frage war von so weit¬ 
gehender Bedeutung, daß sie einer Kongregation von Kardinalen 
unterbreitet wurde. Consalvi tadelte bei einer Audienz am 7. Juli 
Fischer gegenüber das wessenbergische Konkordat. Fischer antwortete, 
Schultheiß Rüttimann habe ja die Geneigtheit geäußert, «auf schick¬ 
liche Weise » entgegenzukommen, aber zuerst müssen die kirchlichen 
Einrichtungen geordnet werden, die an Stelle der alten treten sollen. 1 
Er verlangte eine Note über die weitem Forderungen, die ihm von 
den Gesandten am 25. Juni eingereicht wurde. Die Verhandlungen 
brachten dann einige leichte Zugeständnisse Roms, bezüglich Seminar 
und Bischofswahl. Am 4. Juli erhielten die Gesandten die auftrags¬ 
gemäß verlangte Audienz beim Papste. Dieser versicherte, er sei 
immer bereit, das zu gewähren, was die Gesetze der Kirche erlauben. 
Weitere Zusagen konnten sie nicht erhalten. 

Da damit der letzte Schritt vorläufig getan und die Antwort 
auf das Ultimatum noch lange nicht zu erwarten war, benützte Rütti¬ 
mann diese Zeit, um die Schönheit Italiens auf einer Reise nach Neapel 
vom 7. Juli bis 1. August zu genießen und seine etwas angegriffene 
Gesundheit wieder herzustellen. 2 

Am 25. Juli erfolgte die Antwort des Staatssekretärs. Die Wieder¬ 
herstellung des Bistums Basel mit Luzern wurde bewilligt, dagegen 
die Verfügung über Solothurn und Aargau Vorbehalten. Für die 
Bischofswahl wurde die Bestätigung durch die Regierung abgelehnt, 
ihr aber die Ernennung eines Viertels des Kapitels überlassen. In der 
Seminarfrage, wo das Grundsätzliche am tiefsten ging, wurden alle 
weitem Konzessionen verweigert. — Fischer antwortete dem Kardinal 
sofort, daß nichts übrig bleibe als abzureisen. Als Rüttimann nach 
Rom zurückkehrte, wurde am gleichen 1. August die Schlußerklärung 
übermittelt. Die letzte Note Consalvis versuchten die Gesandten 
nicht zu widerlegen, weil sie einen Vorwand zu weiterm Verschleppen 
zu geben fürchteten. « Mit unserer Erklärung scheint nunmehr diese 
langweilige und durch so unvorhergesehene Erscheinungen verwickelte 
Unterhandlung für diesmal beendigt zu sein .... », sagt Rüttimann 
bei Übersendung der Erklärung an den Staatsrat. 3 — Zwei Tage 
darauf antwortete Consalvi, daß die Forderungen von Bern und Luzern 


1 Fischer an Eduard Pfyffer, 18. Juli. 

2 An Amrhyn, 24. Juli. 

s Amtlicher Bericht vom 1. August. 
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bis auf die Bestimmung der Wahlart für den Bischof zugestanden 
worden seien. Der Papst nehme die Zugeständnisse nicht zurück 
und hoffe auf endliche Genehmigung durch die Regierungen. Mit der 
Fortführung der Unterhandlungen wurde der neuemannte Nuntius 
Macchi beauftragt. — Am 4. August übergaben die Gesandten dem 
Heiligen Vater ihr Rekreditiv. Er drückte die Hoffnung auf baldige 
Beendigung der Angelegenheit aus und entließ sie mit Güte und 
Wohlwollen. — Am 9. August abends verließen die beiden Gesandten 
Rom. Rüttimann kehrte mit dem Bewußtsein heim, alles getan zu 
haben, um die Aufträge instruktionsgemäß in Erfüllung zu bringen. 
«Eine andere Beruhigung bleibt mir : nichts von den Rechten, Frei¬ 
heiten, Herkommen, Gebräuchen meines Vaterlandes in kirchlichen 
Sachen vergeben zu haben .... » 1 Doch gerade dieses Festhalten 
an den alten Forderungen war der Grund des diplomatischen Miß¬ 
erfolges. Rüttimann wäre wohl von sich aus zu Zugeständnissen bereit 
gewesen, wenn er dadurch nicht mit seinen Regierungskollegen in 
Konflikt gekommen wäre. Es lag sonst nicht in seiner Art, hartnäckig 
an etwas festzuhalten, das er als inopportun erkannte. 

Am 23. August kam die Gesandtschaft in Bern an, wo die Tag¬ 
satzung gerade versammelt war. Rüttimann verweilte noch einige 
Tage dort, und er und Eduard Pfyffer besprachen mit den Regierungs- 
häuptem das weitere Vorgehen in der nun so wenig geförderten 
Diözesanangelegenheit. Man beschloß, die Verhandlungen mit Rom 
fortzuführen und modifizierte, äußerste Bedingungen zu stellen. 

Am 2. September präsidierte Rüttimann zum erstenmal wieder 
den T. Rat und erstattete ihm am 7. Oktober den ausführlichen Bericht, 
am 23. November auch dem Großen Rate. Die offizielle Anerkennung 
blieb nicht aus. 2 — Am 27. August sprachen Schultheiß und Geheime 
Räte von Bern der Luzemer Regierung den Dank aus und beglück¬ 
wünschten sie zur Rückkehr ihres Hauptes, das «mit bewährter 
Klugheit und Geschicklichkeit, vaterländischem Sinn und Standhaftig¬ 
keit zu Unserm vorzüglichen, unvergänglichen Danke » die schwierige 


1 Rüttimann an Amrhyn, 5. August. 

2 T. R. P. 1818, 7. Oktober. Gr. R. P. 1818, 23. November. Mohr schreibt 

über den Bericht im T. Rat: « Hr. R. im Laufe seines Berichtes streute Blumen 
mit vollen Händen aus, womit er dann Kränze flechtete, den ersten der salbungs¬ 
vollen Milde und dem freundlichen Ernste des Heiligen Vaters, den zweiten dem 
wohlwollenden, wahrhaft freundschaftlichen Benehmen des Cardinais Consalvi 
.... der dritte endlich galt dem Monsignor Mazzio.» 
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Mission' erfüllt hatte. 1 Auch der Luzerner Staatsrat überreichte ihm 
eine Zuschrift mit dem Dank für den « rastlosen Eifer, die kluge Umsicht, 
die Würde und Kraft », die er bei den Verhandlungen gezeigt. « Wenn 
auch der Erfolg dieser Unterhandlung Ihren Bemühungen nicht ent¬ 
sprochen hat, was wir mit Ihnen allerdings bedauern, so kann Ew. 
Hwgb. das Mißlingen davon nicht zum mindesten Vorwurfe gereichen. 
Ein Zusammentreffen von widrigen Umständen und feindseligen 
Einwirkungen auf der einen, und der andern Seite Anmaßungen und 
Aufstellung gewisser Grundsätze, machten die Unterhandlung schwie¬ 
riger, als man es wahrscheinlicher Weise vermuten konnte .... » 2 
Das ist der schwache Wiederklang der tiefen Mißstimmung und Ent¬ 
täuschung der führenden Männer, nicht zuletzt Rüttimanns selber. 3 
Die reichlich fünfmonatige, kostspielige Gesandtschaft hatte wirk¬ 
lich sozusagen nichts erreichts. Wohl waren die beidseitigen Wünsche 
und Ansprüche klargelegt und damit der Boden für die weitern Ver¬ 
handlungen gefestigt worden ; auch hatte man sich in unbedeutenderen 
Punkten durch Zugeständnisse geeint oder genähert ; aber vollendet 
war nichts; das Provisorium, die kirchenpolitische Unruhe nicht 
beseitigt. Der Mißerfolg kann nicht der Gesandtschaft unterschoben 


1 27. August, Fach IX, Fase. 3. Auch der Berner Große Rat dankte ani 
14. Dezember Rüttimann persönlich. R. erwiderte : c. Mit den reinen Absichten 
ihrer hohen Committenten betraut, die auf nichts anderes zielten, als für den 
Kt. Luzern und den katholischen Teil des Kts. Bern einen Bischof zu erhalten 
und somit das religiöse Bedürfnis ihrer Völker so bald möglich befriedigen zu 
können, schmeichelte sich die Gesandtschaft eines baldigen und guten Erfolges. 
Wenn nun aber in der verhofften Zeit nicht alle Hindernisse gehoben worden 
(Hindernisse, die im allgemeinen Verhältnis Roms nicht nur zu der Schweiz, 
sondern auch zu andern Staaten zu suchen sind), so ist es immer eine volle Be¬ 
ruhigung für uns, für das, was wir getan, den Beifall, die Billigung der Hohen 

Committenten erhalten zu haben. Ich finde nicht Worte - auszudrücken, 

wie sehr ich durch dero wohlwollende Äußerungen gegen meine Person gerührt 
bin, und wie ich mir es zeitlebens werde angelegen sein lassen, dero Gunst und 
Wohlgewogenheit femers zu verdienen-» St. A. Bern, Diözesanakten, Bd. II. 

a Staatsrat an Rüttimann, 17. August. — Auch der Große Rat dankte ihm 
am 24. November seine Bemühungen. 

3 Wie gehässig in dieser Sache auch führende Männer waren, beweist der 
Brief Usteris an Stapfer vom 17. September : « Die Römergesandtschaft ist zurück : 
Die Hauptsache war für die Herren Rüttimann, v. Fischer und Wattenwil eine 
Reise en grands Seigneurs durch Italien zu machen, die den Staat 20.000 Fr. 
kostete .... Rüttimann und von Wattenwil (pere) sind zu allem bereit, was Rom 
verlangt, das nämlich den Regierungen nicht die Wahl des Bischofs und den 
protestantischen und paritätischen Regierungen keine Domherrenwahlen ein¬ 
räumen will. » Litginbiihl, Stapfers Briefw., Q. 2. S. C». XII. 
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werden. Rüttimann wußte durch seine Gewandtheit manchen Stein 
aus dem Wege zu räumen, was ein starrer Josephinist oder ein prote¬ 
stantischer Berner allein nicht gekonnt hätte, obschon ja Fischer die 
geschäftliche Hauptarbeit erledigt hatte. Der wirkliche Grund des 
Mißerfolges lag, wie schon gesagt wurde, darin, daß die beiden Regie¬ 
rungen in keiner Weise von ihren staatskirchlichen Ansprüchen abgehen, 
die unerschütterlichen kirchlichen Grundsätze in der Praxis umgehen 
wollten, in einer Zeit, da die moralische Macht des Papstes wieder 
gewachsen war. Da wirkte noch der Geist der starrköpfigen liberalen 
Vorgänger aus der josephinistischen Zeit, der auch Rüttimanns kirchen¬ 
politische Ansichten bestimmte ; wir haben oben verschiedene solche 
Äußerungen angeführt. Immerhin hatte Rüttimann wohl in Rom 
einsehen gelernt, daß auch hier kluge Nachgiebigkeit zuerst zum Ziele 
führe. Persönlich hatte er eine aufrichtige Verehrung für den Papst 
und einige leitende Kirchen fürsten heimgebracht und sich an der 
Quelle der Kirchlichkeit in ihren Geist einfühlen gelernt. 1 

Den ausführlichen Gesandtschaftsbericht verfaßte Oberst Fischer. 
Rüttimann rühmte daran die noble Sprache, die Genauigkeit und 
Wahrheit der Darstellung des Verhandelten. 2 Mit diesen Berichten 
war Rüttimanns tiefer eingreifende Tätigkeit in der Bistumsfrage 
erschöpft. Er bewahrte in der Folge eine vorsichtige Zurückhaltung,. 

Um der Parteiung ein Ende zu machen, befürwortete Rüttimann 
mit andern eine Annäherung zwischen den beiden verbündeten Ständen 


1 Daß Rüttimann schon vorher einer klugen Nachgiebigkeit das Wort 
geredet, beweist u. a. die Bemerkung des freigeistigen Pfarrers Businger vom 
12. Juni : » Der [R] kommt gewiß geheilt von Rom, was ich Ihm gerne gönnen 
mag. » An J. A. Balthasar. Doch der gleiche schreibt am 23. Februar 1820 : 

.... Dieser Staatsmann ist überhaupt seit seinem neuen Amtsantritt viel 
lebhafter und tätiger geworden und ist weit besser oder böser, wie Sie wollen, 
gegen die Anmassungen Roms und seiner Kurie gestimmt, als Amrhyn es nie [!] 
war. Es ist recht seine Leidenschaft geworden, darüber sich zu äußern und schon 
ein paar Mal hat er in offener Gesellschaft den Herrn Auditor mit Emphasie 
über eint oder anderes angefahren .... » — Die vermeintliche Amtspflicht war 
wohl stärker als die nicht sehr starke persönliche Meinung. Briefw. Balthasars, 
B. B. L. 

2 Rüttimann an v. Fischer, 5. November : « On ne peut reunir ä un plus haut 
üegres une Diction noble et soutenu avec l’Exactitude et la Verite des faits 
et rendre plus scrupulcusemcnt ä Dieu ce qui est ä Dieu et ä Caesar ce qui 
appartient ä Caesar. » Gütige Mitteilung von Herrn Burgerpräsident v. Fischer, 
Bern, der mir auch die Abschrift eines Dankschreibens des T. Rats von Luzern 
vom 7. Oktober 18iS an v. Fischer mitteilte. 
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und • Solothurn. 1 1820 nahm auch Solothurn an der Konferenz in 
Langental, vom 1. his 3. März, teil. Schultheiß Amrhyn und Staatsrat 
v. Roll von Solothurn wurden hier mit den weitem Verhandlungen 
mit der Nuntiatur beauftragt. Ein Vertrag garantierte die gegen¬ 
seitigen kirchlichen Rechte unter diesen Ständen. 

Als der apostolische Vikar Göldlin am 16. September 1819 starb, 
unterstellte der Papst alle frühem konstanzischen Stände dem Bischof 
von Chur ; Luzern und andere Stände verwahrten sich dagegen. — 
Das päpstliche Breve vom 19. April 1820 machte dem neuen provi¬ 
sorischen Zustand insofern ein Ende, als Luzern unter die geistliche 
Verwaltung des Bistums Basel gestellt wurde, mit Jos. Ant. Salzmann 
als bischöflichem Kommissär und 1824 als Provikar für den Kanton 
Luzern. 

Die Bistumsverhandlungen gingen nun in drei scharf getrennten 
Gruppen vor sich : St. Gallen, die Urkantone und die übrigen Diözesan- 
stände, die auf ein neues Bistum, nun mit Sitz in Solothurn, hin 
arbeiteten. Zwei weitere Konferenzen dieser Ständegruppe in Langenthal 
und Luzern führten zum Anschluß Aargaus (20. November 1826). 
Am 12. März 1827 wurde das mit dem Nuntius vereinbarte Bistums¬ 
konkordat von Bern, Luzern, Aargau und Solothurn genehmigt. Der 
Große Rat von Luzern ratifizierte es am 28. Dezember, während der 
Aargauer es ablehnte. So wurde notgedrungen am 26. März ein neues 
Konkordat vereinbart. Am 7. Mai brachte die Circumscriptionsbulle 
den endlichen Abschluß der jahrelangen kirchenpolitischen Streitig¬ 
keiten, die manche Wunde aufgedeckt und die Autorität Roms ver¬ 
stärkt hatten. Die beteiligten Stände schlossen sich an das neue 
Bistum Basel an, und der Luzerner Provikar Salzmann wurde sein 
erster Oberhirte. 


1 Dr. S. Suell, Dokumentierte pragmatische Erzählung . p. 164. Als 

sich in der Ratssitzung vom 20. Februar 1820 Fr. B. Meyer sehr bekümmert 
über die Bistumsangelegenheit und ihre Folgen äußerte, erwiderte ihm Rütti- 
mann : Wenn man die Gnade Roms suche, hätte man früher daran denken und 
nicht immer neue Hindernisse in die Verhandlungen tragen sollen ; jetzt müsse 
man handeln und nach seiner Meinung « selbst durch Öffentlichkeit gegen Rom 
stimmen ». Amrhyn an Ed. Pfyffer, 26. Februar 1820. B. B. L. M. 223. Am 
28. Februar schreibt Amrhyn: « Wir beide [Rüttimann und Amrhyn] hielten 
im Lärm die Spitze [gegen Meyer]. » Amrhyn habe dann Meyer vor Rüttimann 
gesagt, daß alle kirchenpolitischen Verhandlungen von Staatsschreiber Mohr 
mittelst des Chorherrn J. M. Mohr sofort der Nuntiatur hinterbracht werden. — 
Amrhyn an Pfyffer. 
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Rüttimann freute sich über den endlich errungenen Frieden. 
Er beglückwünschte Amrhyn am 25. Juli 1829 von der Tagsatzung 
aus zum neuen Bischof und verband damit den phrasenhaften Wunsch : 
«Möge dies neue Bistum ein neues religiöses und politisches Band 
sein zwischen mehreren ausgezeichneten Kantonen der Schweiz und 
den Beweis leisten, daß die Religion dem Licht und der Wissenschaft 
und der Freiheit nicht abhold ist. » 1 


1 St. A. L., Fach I. Fase. 23. 



Friboucc. Itnpr. St-Paul. I99S fJ. 
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